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In der Berliner Axel Springer AG 
Druckerei Spandau ist für die 220 
in Leiharbeit oder per Werkver-
trag Beschäftigten die Zeit der 
Armutslöhne vorbei. Ein mit dem 
Verleihunternehmen Stark Hol-
ding AG geschlossener Tarifver-
trag setzt für diese Beschäftigten 
ab September die zwischen DGB 
und BZA/iGZ vereinbarten Tarif-
verträge der Leiharbeit ein – mit 
einem Stundenlohn von 8,50 Eu-
ro, einer 35-Stunden-Woche und 
einigen Zuschlägen für die Druck-
industrie.

Begonnen hatte alles mit der wach-
senden Unzufriedenheit der von der 
Leiharbeitsfirma Stark Holding GmbH 
aus Bremen an die Springer Drucke-
rei »Ausgeliehenen« über die Un-
gleichbehandlung (Sprachrohr be-
richtete). Bei gleicher Arbeit erhielt 
ein Schichtleiter 7,16 Euro die Stun-
de, sein Springerkollege 19,38. Pro-
duktionshelfer gar, die von schnell 

laufender Technik diktierte Akkord-
arbeit verrichten, mussten sich mit 
6,19 Euro die Stunde begnügen. 
»Diese Armutslöhne waren ein Skan-
dal«, kritisierte ver.di-Gewerkschafts-
sekretär Jörg Reichel. »Ein Drittel der 
Leih-Beschäftigten musste nach der 
Arbeit zum Jobcenter um aufzusto-
cken, weil es zum Leben nicht langt«. 
Auch die Pausenbedingungen unter-
schieden säuberlich zwischen Stamm- 
und Leihbelegschaft. 

»Das war einfach nicht mehr hin-
zunehmen«, sagte Schichtleiter Da-
vid Henson. Seine gewonnene Klage 
mit der Forderung auf Gleichbehand-
lung und weitere Gerichtsverfahren 
– 12 Klagen sind noch vor dem Ar-
beitsgericht anhängig – brachten 
den Stein ins Rollen. Die mehr als 80 
ver.di Mitglieder der »Leih-Beleg-
schaft« bildeten eine Tarifkommissi-
on und forderten die Stark Holding 
zu Verhandlungen auf: Die Beschäf-
tigten per Werkvertrag sollen nach 

den zwischen DGB und BZA/iGZ ver-
einbarten Tarifverträgen für Zeitar-
beit bezahlt werden und die Bran-
chenzuschläge Druckindustrie erhal-
ten. Für die tatsächlich Leihbeschäf-
tigten sagte die Stark Holding die 
Anerkennung des Zeitarbeiter-Tarif-
vertrages zu. Einigung wurde am 28. 
August erzielt – nachdem die Kolle-
gen Streikbereitschaft signalisiert 
und den Druck erhöht hatten, die 

Geschäftsleitung sich von der »De-
mokratiefähigkeit der Gewerkschaft« 
überzeugt hatte und auf verhandel-
bare Vorschläge einging.

 »Die Kollegen sind zufrieden über 
diesen Abschluss«, bestätigte Rei-
chel. Obwohl sie als Kompromiss hin-
nehmen mussten, dass die Branchen-

zuschläge noch nicht in vollem Um-
fang gelten und dass die Leiharbeits-
tarife ganz Berlin den niedrigen Ost-
Löhnen zuordnen. »Wir kämpfen 
weiter, das war`s noch nicht! 2014 
wollen wir uns die 9 Euro vornehmen 
und den Tarifvertrag über Branchen-
zuschläge Druckindustrie komplett 
umsetzen«, kündigt Reichel an. 

Mit der Tatsache, dass Belegschaf-
ten aufgespalten und Leiharbeiter 
wie Beschäftigte III. Klasse behandelt 
werden, hat sich das Bundesarbeits-
gericht auseinandergesetzt und der 
so genannten »Dauerleihe« Einhalt 
geboten. Das – so ver.di – sei auch 
eine Ohrfeige für das Bundesarbeits-
ministerium, das den Passus der Zeit-
begrenzung für einen Einsatz als 
Leihbeschäftigter als unerheblich ab-
getan hatte. Die BAG-Richter unter-
strichen, dass zum Schutz der Leih-
arbeiter eine Arbeitnehmerüberlas-
sung lediglich vorübergehend erfol-
gen dürfe.� B. Erdmann

Big mother is watching you? Fantasiereicher Protest gegen Ausspähen von Daten, Überwachung im Internet, Sammelwut 
von Behörden formierte sich am 7. September auf dem Berliner Alexanderplatz. »Freiheit statt Angst«: Dem Aufruf eines 
breiten Aktionsbündnisses von 80 Organisatoren – darunter auch ver.di – folgten 20.000 Menschen. Gewarnt wurde vor 
den Folgen lückenloser Überwachung für die menschliche Würde und für die Glaubwürdigkeit Deutschlands in der Welt.
 � Foto: Jürgen Heinrich

Tarifvertrag contra Armutslohn
Mehr Einkommen für 220 Leih- und Werkvertrags-Beschäftigte der Axel Springer Druckerei Spandau
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Für Wirbel sorgte in den letzten 
Wochen und Monaten eine Viel-

zahl von Meldungen zu Veränderun-
gen der Eigentumsverhältnisse und 
der Zusammenarbeit auf dem Berli-
ner Zeitungsmarkt. So verkündete der 
Springerkonzern, dass die erst vor we-
nigen Jahren in eine eigenständige 
Firma ausgelagerte B.Z. nun wieder 
in das Springerhaus zurückgeführt 
wird. Dort soll sie mit der BILD Berlin-
Redaktion zusammengelegt werden. 
Darüber hinaus soll die Morgenpost 
gemeinsam mit dem Hamburger 
Abendblatt und einigen Zeitschriften 
an die Funke Mediengruppe veräu-
ßert werden – mit Beteiligungen an 
Zeitungen, Anzeigenblättern und 
Zeitschriften in acht europäischen 
Staaten ist diese das drittgrößte Ver-
lagshaus Deutschlands.

Bei der Berliner Zeitung ist weite-
res Schrumpfen angekündigt. Das ist 
eine Auswirkung der Insolvenzan-
meldung der Frankfurter Rundschau, 
die über eine Gemeinschaftsredak-
tion sehr eng mit der Berliner Zeitung 
verflochten wurde und noch ist. 

Nach der Einstellung der Financial 
Times Deutschland, die ebenfalls aus 
Berlin kam, erreicht nun die zweite 
Welle der Zeitungskrise die Berliner 
Redaktionen. Durch dauerhaft sin-
kende Auflagen und Werbeeinnah-
men ist die Zeitungsbranche in einen 
brachialen Umbruch geraten. Der 

Aufbau von Online-Auftritten scheint 
– obwohl gepusht mit Relaunches 
und erweiterten Angeboten – bisher 
für die meisten Verlage ein Verlust-
geschäft zu sein. All das passiert, 
nachdem die großen Medienkonzer-
ne und Verlage jahrzehntelang or-
dentlich Geld verdient haben. 

Unwidersprochen publizierbar war 
bislang der Vergleich, »eine Zeitung 
herauszugeben ist das gleiche wie 
eine Genehmigung zum Geld dru-
cken«. Nun wird weniger Geld ver-

dient. Die Verlage antworten mit 
Konzentration der Titel, mit Zentra-
lismus und dem Zusammenlegen von 
Redaktionen. Auch die Berliner Kon-
zentrationen sind zur Verbesserung 
von Gewinnmargen gedacht. So sol-
len mit der Fusion von B.Z. und BILD 
bis zu 50 Arbeitsplätze eingespart 

werden. Und mit dem Verkauf des 
Paketes – in dem auch die Morgen-
post steckt – an die Funke Medien-
gruppe sollen letztlich bis zu 900 Ar-
beitsplätze wegfallen.

Wie schon bei den gemeinsamen 
Redaktionen von Berliner Zeitung 
und Frankfurter Rundschau besteht 
das beklagenswerte Ergebnis in teil-
weise identischen Inhalten der Zei-
tungen und damit einhergehend we-
niger Recherche und verringerter Brei-
te von Informationen. Das alles steht 
im eklatanten Widerspruch zu dem 
Auftrag, den die Medien eigentlich 
erfüllen sollen. Die Presse hat einen 
klaren Informations- und Meinungs-
bildungsauftrag. Und dieser bedeu-
tet nicht, vorrangig maximale Gewin-
ne zu erwirtschaften. Darum auch 
unterliegen publizistische Produkte 
nur einem ermäßigten Mehrwert-
steuersatz von 7 Prozent.

Aus alldem ergibt sich die Aufga-
be der Gewerkschaft, sich nicht nur 
für die Interessen der Beschäftigten 
in den Redaktionen und Verlagen 
einzusetzen, sondern auch medien-
politisch aktiv zu sein. Verhindert 
werden muss, dass viele Titel dem 
Bürger eine Pressevielfalt vortäu-
schen, obwohl alles nur aus einer Re-
daktion kommt. Der Paragraf 1 des 
Berliner Pressegesetzes sagt: »Die 
Presse ist frei, sie dient der freiheit-
lichen demokratischen Grundord-
nung«. Doch dieser Anspruch wird 
nur verwirklicht, wenn nicht finan-
zielle Gewinne, sondern ordentliche 
Recherche und redaktionelle Unab-
hängigkeit der Maßstab sind.

Auf ein Wort
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Zeitungsmarkt 
im brachialen 

Umbruch

Andreas Köhn,  Fachbereichsleiter Medien, 
ver.di  Landesbezirk Berlin-Brandenburg

Herbst. Ich schlurfe durch das dür-
re Laub, meine Füße kleine 

Schaufeln, und höre dem trockenen 
Geräusch zu.« Mit diesem Satz be-
ginnt Ilma Rakusa ihr Buch, das sie 
ein Journal nennt. Die slowakische, 
in Zürich lebende Autorin verbringt 
als Fellow am Wissenschaftskolleg 
ein dreiviertel Jahr im ihr von frühe-
ren Aufenthalten vertrauten Berlin. 
Wenn man ihren Wegen folgt, durch 
zahlreiche Galerien, Theater und 
Konzerte, ins Tacheles, den Monbi-
joupark und in das Pergamonmuse-

um, über die Rosenthaler Straße in 
die Buchhandlung Tucholskystraße, 
zum Kollwitzplatz, vielleicht auch in 
eines der von ihr bevorzugten Res-
taurants – es kommt mehr zusam-
men, als mancher Altberliner kennt.

Journal ist ein treffender Begriff 
für dieses gar nicht umfangreiche, 
aber an Begegnungen überquellen-
de Tagebuch. Die Autorin bekennt: 
»Es gibt Orte, die einen anspre-
chen.« Und: »Berlin ist für mich ein 
Scharnier zwischen Ost und West ge-
blieben, eine Stadt, die mir meine 
Herkunft aus dem Osten bewusst 
macht. Ich bin von Berlin berührt, 
gerade weil die Stadt weh tut.« Ber-
lin und Schönheit, das ist für sie 
zweierlei.

Zur Berlinale im Februar stellt sie 
sich morgens um neun an der Kasse 
an und hat dreifaches Glück. Zwei 
Seiten lang kann man Filmkritiken 
lesen mit begründetem Urteil. Bei 
anderer Gelegenheit rezensiert sie 
das Gastspiel einer russischen Bühne 
mit »Schukschins Erzählungen« und 
stellt zwei Ausnahmetalente vor. 
Auch macht sie den Leser mit diesem 

und jenem Buch bekannt, das zu ih-
rer umfangreichen Lektüre gehört. 
Die Großschrift am Tacheles-Giebel 
»How long is now« bewegt sie zu 
einer Betrachtung über die Dauer des 
Moments. »Kaum ausgesprochen, 
stürzt die Gegenwart in die Vergan-
genheit, als fiele sie rücklings ins 
Meer. Und wo beginnt die Zukunft, 
genauer: wann?«

In den lauen Samstag des 12. März 
schlägt die Nachricht ein vom Erd-
beben in Japan mit dem folgenrei-
chen Tsunami. Da die Schreiberin je-
des wichtige Ereignis notiert, ist ein 
Posten weniger auf der »to do«-
Dringlichkeitsliste. Für die irrwitzige, 
kaltblütige Mordtat des Norwegers 
Breivik an siebzig jungen Menschen 
reicht keine Erklärung. Dem Leser 
werden die prägenden Ereignisse 
dieser schnelllebigen Zeit wieder ge-
genwärtig. Dazwischen »kapriziöses 
Wetter, up und down«.

Dennoch, für Rakusa ist Berlin 
cool, gerade im ehemaligen Osten. 
Seltsam, dass sie, die über eine si-
chere Sprache verfügt, den hässli-
chen Begriff Prenzlberg benutzt. Da-

gegen: Haus des Lehrers, was für ein 
respektvoller Name, findet sie. Scha-
de, dass es sie nicht bis nach Mar-
zahn in die reizvollen Gärten der 
Welt gezogen hat.

Natürlich sind ihrem beobachten-
den Auge die Problemzonen der 
Stadt nicht entgangen. Ihr ist die 
Gentrifizierung durch steigende Mie-
ten bewusst, sie trifft auf die Ob-
dachlosen, sieht, wie sich der ko-
schere Laden zu einem Dutzend-
schuhgeschäft verwandelte. Sie be-
dauert veränderte Umgangsformen. 
Letzte Eintragung am 9. Juli, in der 
Tucholsky-Buchhandlung, beim Blät-
tern in Neuerscheinungen… Es ist 
dennoch kein Berlinbuch. Es schließt 
Künstler vieler Länder Europas und 
der arabischen Welt ein. Eine wohl-
tuende Lektüre, in einer reichen, be-
wundernswert plastischen Sprache 
notiert. Wie erfreut ein solcher Satz: 
»Ich schaue in das Neunuhrblau, die 
Synagogenkuppel leuchtet warm…«
� Annemarie Görne
Ilma Rakusa: Aufgerissene Blicke, Berlin-
Journal. Mit Fotos der Autorin. Literatur-
verlag Droschl Graz – Wien. 118 Seiten. 16 
Euro. ISBN 978-3-85420-836-5

Buchtipp

Ilma Rakusa

Aufgerissene Blicke

Literaturverlag Droschl 2013
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Die Frage »OCCUPY – what's 
next?« stand im Raum, wieder-

holt auf den 50 Plakaten in der Me-
dienGalerie. Aufgegriffen worden war 
sie in vielen Ländern des Erdballs, so 
dass Werke aus Ecuador, Frankreich, 
Indonesien, Iran, Kanada, Kolumbi-
en, Mexiko, Montenegro, Polen, 
Südkorea, USA und selbstverständ-
lich Deutschland gezeigt wurden. Die 
Occupy-Bewegung, entstanden im 
September 2011 in New York aus 
dem Verlangen nach einer gerechte-
ren, sozialeren Welt, hatte wie ein 
Steinwurf ins Wasser gewirkt und 
Ringe gezogen. Ihre leicht vermittel-
bare Aussage heißt 99:1. 99 Prozent 
der Bevölkerung werden von jenem 
1 Prozent beherrscht, dem 99 Pro-
zent des Reichtums gehört und das 
folglich auch über den politischen 
Einfluss verfügt. 

Die internationale Bewegung der 
Unzufriedenen fordert Veränderung, 
aber wie? Diese offene Frage steht 
auch hinter dem »what‘s next?«. De-
signer in San Francisco – Erik Adi-
gard, Jean Beniot und David Peters  
– betrachteten sie als Anstoß und 
fanden Mitstreiter. Das politische Pla-
kat, dem mit der Ausbreitung des 
Internets der Tod vorhergesagt wor-
den war, erfuhr nun gerade im In-
ternet einen Geburtshelfer. Die web-
basierte Plattform des Bundes mit-

teldeutscher Grafikdesigner wurde 
zum Partner beim internationalen 
Plakatwettbewerb Leipzig – San 
Francisco. Der Widerhall war groß, 
mehr als 350 Einsendungen aus 35 
Ländern hatte die Jury zu beurteilen.

Die Auswahl in der MedienGalerie 
zeigte pointiert Varianten von 99:1 
– Joannis Fetanis (zwei leere Teller und 
Löffel bilden eine 99) oder Ronald 

Reinecke (eine Waage mit ungleich-
großen Gewichten). Klaus Rähm, Ber-
lin, gestaltete Lettern zur aktuellen 
Brecht-Zeile: Was ist ein Bankraub 
gegen die Gründung einer Bank? 

Den Hauptpreis erhielt die poeti-
sche Abwandlung des Chinesen Wu 
Zhonghao mit dem Titel Zukunft: Ei-
ne winzige Figur steht davor, in einen 
riesigen weiß leuchteten Kreis zu tre-

ten – alles ist offen. Mein Auge war 
besonders gefesselt von der Arbeit 
Götz Gramlichs (2.Preis). Auf einer 
rosa Zeitungsseite der Financial Times 
vom 23.4.2012 sind gleich einem 
Geheimpapier die Zeilen derart ge-
schwärzt, dass einen daraus das Kon-
terfei von Guy Fawkes, der Symbol-
figur der Occupy-Bewegung, entge-
genblickt.

In einer Gesprächsrunde mit jun-
gen Occupy-Aktivisten wurde ihr be-
geisterter Einsatzwille diskutiert. Zu-
gleich war die Unsicherheit deutlich, 
wie ihre differenzierten Anliegen oh-
ne Hierarchien zu nachhaltigen Er-
gebnissen gebracht werden können. 

Leider haben es politische Plakate 
in der schreienden Papierflut in un-
seren Straßen schwer, zur Kenntnis 
genommen zu werden, abgesehen 
davon, dass sie finanzielle Förderer 
benötigen. Dies war ein schwerwie-
gender, weil grundsätzlicher Diskus-
sionsgegenstand, als Plakatdesigner 
aus Leipzig und Berlin in der Medien-
Galerie zusammen kamen. 

Unbestreitbar – so schön eine Aus-
stellung sie präsentiert, Plakate ge-
hören auf die Straße! Immerhin gibt 
es sie im Internet: Die Leipziger Pla-
katkünstler unter www.Plakat-sozial.
de, alle Plakate des Wettbewerbs un-
ter www.occupywhatsnext.org. �
� Annemarie Görne
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Die Welt 99 zu 1
»OCCUPY – what‘s next?« in der MedienGalerie

Plakat von Ulrich Strube

 
Meldungen

	� AFP: Keine 
Einmalzahlung

Der angestrebten Einmalzahlung von 
600 Euro für 2013 für die AFP-Be-
schäftigten hat die Geschäftsleitung 
aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
zugestimmt. Im weltweiten AFP-Ver-
bund werde es 2013 und 2014 kei-
ne Gehaltserhöhungen geben, ge-
haltliche Entwicklungen seien mit 
Änderungen am Manteltarifvertrag 
zu verknüpfen. Darüber soll in den 
kommenden Verhandlungen disku-
tiert werden.

	� Springer: Altersteilzeit 
vereinbart

Mit dem Ende Juli vereinbarten Al-
tersteilzeit-Tarifvertrag für die Axel 
Springer AG wurden Verbesserungen 
gegenüber den betrieblichen Rege-
lungen und Rechtssicherheit für die 
Beschäftigten – auch in den Tochter-

unternehmen – erzielt. Jetzt ist u.a. 
nur noch eine 10-jährige Betriebszu-
gehörigkeit für den Antrag auf Al-
tersteilzeit notwendig.

	� Smith Packaging: Erster 
Verhandlungstermin

Nach dem Sondierungsgespräch am 
13. August wurde der 16. Oktober 
als erster Verhandlungstermin ver-
einbart. ver.di fordert die Anglei-
chung für das Berliner Werk an den 
Flächentarifvertrag für die Papier, 
Pappe und Kunststoffe verarbeiten-
de Industrie (PPKV). Die Arbeitgeber-
seite wies das als wirtschaftlich nicht 
leistbar zurück. 

	� Zeitschriften: 
Verhandlungen 
gestartet

Mit der Forderung nach sechs Pro-
zent Entgelterhöhung sind ver.di und 
DJV Anfang September in die Ver-
handlungen mit dem Zeitschriften-

verlegerverband VDZ eingetreten. 
Nach einer Erhöhung von 1,5 Pro-
zent 2012 und einer Einmalzahlung 
von 350 Euro 2013 hätten die etwa 
9.000 Redakteurinnen und Redak-
teure in Zeitschriftenredaktionen jetzt 
eine deutliche Erhöhung mehr als 
verdient, so dju Verhandlungsführer 
Matthias von Fintel. 

	� Stellenabbau 		
bei MAZ&More 

23 Arbeitsplätze sollen bei der Ber-
liner N24-Tochterfirma MAZ&More 
in Grafik und Dokumentation weg-
fallen. Die Redaktion bleibt weitge-
hend verschont. Zwar hatte sich SAT 1 
auf eine Verlängerung des Produk-
tionsvertrages fürs »Frühstücksfern-
sehen« eingelassen, doch zu Kondi-
tionen, die Stellenabbau nach sich 
ziehen. Die Sozialplanverhandlungen 
sind gescheitert und werden durch 
die Einigungsstelle entschieden. Eine 
Sprinterprämie ist in Aussicht ge-
stellt. Der Sozialplan wird 2016 das 
Muster für N24 abgeben, dann lau-

fen die Verträge für die Nachrichten-
produktion der P7S1-Gruppe aus.

	� Zur Kasse bitte

Erstmals in Deutschland gibt es eine 
tariflich abgesicherte Erlösbeteili-
gung für Kreative bei Kinofilmen. ver.
di und der Bundesverband der Film- 
und Fernsehschauspieler (BFFS) ha-
ben für 2014 eine grundlegend neue 
Vereinbarung für die 25.000 Film-
schaffenden abgeschlossen, die zu-
nächst bis Ende 2016 läuft. Alle am 
Set und der Herstellung des Films Be-
teiligten werden am wirtschaftlichen 
Erfolg teilhaben. Hat der Produzent 
die Eigenmittel eingespielt, wird eine 
Beteiligung an allen Verwertungen 
von 7,5 Prozent fällig, bis die Förder-
darlehen zurückgezahlt sind. Danach 
steigt die Beteiligung auf 12,5 und 
schließlich auf 15 Prozent, wenn Er-
löse von 20 Prozent der Produktions-
kosten erzielt sind. »Das ist eine Pre-
miere, die sich sehen lassen kann«, 
sagt ver.di Vize Frank Wernecke. Am 
Verteilungsschlüssel wird gearbeitet.

Wu Zhonghao – 1. Preis
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Die Geschäftsleitung des Berliner 
Verlages (»Berliner Zeitung«, 

»Berliner Kurier«) informierte Anfang 
September den Betriebsrat, dass die 
Anzeigenabteilung ausgelagert wer-
den soll. Erst im Juli war unter Be-
schäftigtenprotesten das Kundencen-
ter geschlossen worden. In der An-
zeigenabteilung betroffen sind 57 
Beschäftigte. Das Outsourcing in ei-
ne tariflose hundertprozentige Toch-
ter des Berliner Verlags ist zum 1. 
November vorgesehen. Bei einer Teil-
betriebsversammlung am 16. Septem-
ber informierte der Betriebsrat und 
stellte sich den Fragen der Beschäf-
tigten, während die Geschäftsfüh-
rung detailliertere Erläuterungen bis 

in die Onlinejournalisten verschiede-
ner Blätter des Konzerns ausgelagert 
werden sollen. Nach Informationen 
von kress report werde die tariflose 
Net-Tochter auf 70 Beschäftigte auf-
gestockt. Auch sechs Onliner des 
»Berliner Kurier« sollen vermutlich 
dorthin wechseln.

Durch gemeinsame Proteste, an 
denen sich selbst Ressortleiter betei-
ligten, mussten im Verlagshaus am 
Alex die Abmahnungen gegen Re-
daktionsausschuss-Sprecher Jan 
Thomsen und Betriebsratschefin Re-
nate Gensch (siehe letztes Sprach-
rohr) zurückgenommen werden. Die 
Maßregelung war nach einer Flash-
Mob-Aktion von Redakteurinnen 
und Redakteuren der »Berliner Zei-
tung« am 18. Juli erfolgt, bei der sie 
Aufklärung zu elf Kündigungen ge-
fordert, aber nicht erhalten hatten. �
� neh

dahin schuldig geblieben war. Die 
Betriebsräte rieten davon ab, sich auf 
das vom Verlag »freiwillig« angebo-
tene neue Provisionsmodell einzulas-
sen. Es berge die Gefahr, dass die 
Sicherung der Besitzstände, wie sie 
ein Betriebsübergang nach § 613a für 
die Beschäftigten vorsieht, ausgehöhlt 
werden könnten. Im Zusammenhang 
mit der angekündigten Betriebsän-
derung erarbeitet die Interessenver-
tretung einen Fragenkatalog. Er soll 
Gegenstand von Verhandlungen mit 
der Geschäftsführung werden. 

Ein weiterer Abbau tarifgebunde-
ner Stellen deutet sich im Zusam-
menhang mit der Gründung einer 
Tochtergesellschaft DuMont Net an, 

Selektieren am Alex
Berliner Verlag baut tarifgebundene Stellen ab

Erneuter Warnstreik am 17. Sep-
tember: Die Drucker der ausge-

gründeten Pressedruck Potsdam 
GmbH sind entschlossen: Sie fordern 
Tarifverhandlungen und wollen mit 
der Geschäftsführung über vernünf-
tige Besetzungsregeln debattieren. 
Bereits am 22. August standen sie 
dafür vor dem Tor. Noch ist der 
Durchbruch nicht geschafft.

Die Geschäftsführung der Märki-
schen Verlags- und Druckgesellschaft 
mbH, die ihre Druckerei zum 1. Ap-
ril in eine tariflose Tochter ausge-
gründet hatte, verband das von Be-
ginn an mit Stellenabbau-Plänen. Die 
momentan noch 28 Drucker, die die 

»Die verbleibenden 18 Drucker müss-
ten künftig alles machen. Das ist völ-
lig unmöglich«, fasst Betriebsratsvor-
sitzende Karin Wagner die Meinung 
der Beschäftigten zusammen. Sie 
fürchtet, dass in der Weiterverarbei-
tung mehr und mehr Billigfirmen über 
Werkverträge ins Haus geholt wer-
den. Auch deshalb wollen die Dru-
cker über Besetzungsregeln und Ta-
rif verhandeln. Darauf lässt sich die 
Geschäftsführung in den laufenden 
Gesprächen nicht ein, feilscht statt-
dessen um fünf Stunden Arbeitszeit-
verkürzung pro Woche für alle, ohne 
Lohnausgleich. Dann, so heißt es, 
könnten womöglich drei Drucker 

»Märkische Allgemeine« (MAZ), aber 
auch eine Teilauflage der »Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung« in Potsdam 
fertigen, sollen nach Arbeitgebervor-
stellung auf ein Häufchen von 18 ge-
schrumpft werden. Sämtliche 21 
Druckhelfer hält man nach dem Kauf 
und der Inbetriebnahme einer neuen 
Maschine 2014 für überflüssig. Sie 
haben – trotz Widerspruchs der In-
teressenvertretung – ihre Kündigung 
zum 30. Juni kommenden Jahres be-
reits erhalten. In Sozialplanverhand-
lungen konnte wenigstens gesichert 
werden, dass eine Transfer-Agentur 
sie bei Umschulungen und Weiter-
bildungen unterstützen soll.

Wollen sich nicht verschaukeln lassen: Drucker beim zweiten Warnstreik am 17. September.� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Wer wird künftig die MAZ drucken?
Beschäftigte in Potsdam verlangen tarifliche Regelungen

ver.di informiert

	 Beraten und 		
	 unterstützen

Die geplante Zusammenlegung der 
Springer-Boulevardblätter Bild-Berlin 
und B.Z., der Verkauf der »Berliner 
Morgenpost« an die Funke Medien-
gruppe sowie die Gründung von 
zwei Vermarktungs-Joint-Ventures 
im Zuge des Springer-Funke-Deals 
veranlassten ver.di Berlin zu einem 
offenen Informations- und Bera-
tungsangebot. Die Termine werden 
von ver.di-Mitgliedern und Nichtmit-
gliedern zu allgemeinen Rechtsbe-
ratungen über die Situation, aber 
auch zu persönlichen Anfragen rege 
genutzt. Informationen gibt es auch 
über facebook unter www.facebook.
com/#!/pages/verdi-in-der-Springer-
AG/486990818051087
  

	� Verlag ZWEITE HAND 	
stellt Print-Titel ein 

Zum 31. Oktober stellt die zur Tages-
spiegel Gruppe gehörende ZWEITE 
HAND Verlags-GmbH die Herausga-
be aller Print-Titel ein. Innerhalb der 
Tarifverhandlungen über einen Sozi-
altarifvertrag teilte die Geschäftsfüh-
rung mit, dass allen 11 Beschäftigten 
gekündigt wird aufgrund mangeln-
der wirtschaftlicher Perspektive. Ih-
nen wird ab November die Teilnahme 
an einer Transferagentur angeboten 
– allerdings keine Abfindung. Freie 
und Leihbeschäftigte sollen leer aus-
gehen. Eine nach Redaktionsschluss 
noch laufende Diskussion von ver.di 
mit den Beschäftigten soll über die 
Teilnahme an der Transferagentur 
oder die Weiterführung von Sozial-
planverhandlungen entscheiden.  

mehr bleiben… Von der avisierten 
Kündigung für die »entbehrlichen« 
Drucker zu Mitte nächsten Jahres ist 
allerdings keine Rede mehr, die Ge-
schäftsführung steuert jetzt Ende 
September und das Jahresende als 
Termine an. Im Übrigen solle der ta-
rifliche Besitzstand für die Drucke-
reibeschäftigten nach der Ausgrün-
dung nicht angetastet werden, ver-
sichert der Arbeitgeber. Wie das län-
gerfristig vereinbart werden könne, 
ist strittig. »Druck ist nötig, das ha-
ben die Kolleginnen und Kollegen ver-
standen. Es gibt viel zu regeln«, ver-
sichert Wagner. Die Gespräche wer-
den am 21.10. fortgesetzt. � neh
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des einstigen Verbündeten Sowjet-
union zur Gegenstimme im Kalten 
Krieg aufgebaut. Bereits im Juli 1949 
wurde mit einer 100 kW Senderleis-
tung der RIAS Empfang in der ge-
samten sowjetischen Besatzungszo-
ne möglich. Verstärkt wendeten sich 
Sendungen an die Bürger der DDR 
– ab 1950 u.a. unter dem Titel »Ber-
lin spricht zur Zone« – und im Ge-
genzug mit Störgeräuschen belegt. 
Vehement suchten die DDR-Oberen 
den RIAS zu bekämpfen – doch er 
war bei den Hörern beliebt, vor al-
lem wegen seiner Unterhaltungspro-
gramme wie »Schlager der Woche«, 
Kindersendungen wie »Der Onkel 
Tobias vom RIAS ist da« oder der Mo-
deratoren wie Lord Knud. 

In den Folgejahren wurde der RIAS 
zur Kompensation der Störsendun-
gen immer leistungsstärker ausge-
rüstet. Diese Störungen hörten erst 
1978 mit dem Inkrafttreten eines 
neuen internationalen Wellenplans 
für den Mittel- und Langwellenbe-
reich auf. Nach der Wiedervereini-
gung verstummte der RIAS am 31. 
Dezember 1993 um Mitternacht.

Seit dem 4. September 2013 ist 
nun auch der Sender Britz Geschich-
te. Die letzten dort Beschäftigen ha-
ben neue Tätigkeitsfelder im moder-
nen Sendebetrieb bei Deutschland-
radio gefunden. Aber die gut erhal-
tene, in manchen Bereichen 60 Jah-
re alte Technik ist funktionstüchtig 
und für museale Zwecke geeignet. 
Was wird daraus? Chris Weck: »Mal 
sehen. Noch haben wir nicht abge-
baut.« Interessenten seien willkom-
men. � B. Erdmann 

lenkte der Intendant den Blick voraus. 
Doch auch der Blick zurück lohnt 

noch einmal. Mit der Abschaltung 
der letzten Mittelwellenfrequenz in 
Berlin endet eine Ära, die vor 90 Jah-
ren im Vox-Haus mit dem Start des 

ersten Hörfunkprogramms in Deutsch
land begann. Vor 67 Jahren wiede-
rum – exakt am 4.9. 1946 – wurde 
mit einem zwischen zwei Holzmas-
ten gespannten Draht und nur 800 
Watt Sendeleistung auf dem Britzer 
Gelände die Geschichte des RIAS ein-
geläutet. Der O-Ton der ersten Sta-
tionsmeldung: »Hier ist RIAS Berlin, 
der Rundfunk im amerikanischen 
Sektor. Sie hören uns auf der Mittel-
welle 611 kHz.« 

Von Anfang an galt der RIAS mit 
seinem 24-Stunden-Vollprogramm 
unter dem Motto »Eine freie Stimme 
der freien Welt« als Vorbild für die 
westdeutsche Rundfunkszene. Ab 
1950 wurde jeden Sonntag um 12 
Uhr das Läuten der Freiheitsglocke 
vom Schöneberger Rathaus übertra-
gen und das Freiheitsgelöbnis verle-
sen. Gleichzeitig wurde der RIAS 
nach der 1946 vom amerikanischen 
Militärgouverneur Clay initiierten 
Medienkampagne gegen das System 

tiker bemängeln, dass Möglichkeiten 
zur Digitalisierung der Mittel- und 
Langwelle offenbar nicht verfolgt 
werden.

Steuel erläutert ein anderes Kon-
zept: Über DAB+ sollen ab 2015/2016 
Deutschlandfunk, Deutschlandradio 
Kultur und DRradio Wissen überall 
mobil und störungsfrei auf jeweils 
derselben Frequenz empfangen wer-
den. Das Netz dafür wird seit August 
2011 zügig aufgebaut. »Der Hörfunk 
ist dann nicht mehr auf knappe UKW 
Frequenzen mit geringeren Reich-
weiten festgelegt. Zahlreiche Zusatz-
dienste wie individualisierte Verkehrs-
meldungen sind möglich. Digitalra-
dio ist die Zukunft des Hörfunks«, 

Das war ein nostalgischer Mo-
ment«, sagte Deutschlandradio-

Intendant Willi Steuel. »Eine Ära ist 
zu Ende gegangen, die wichtig war.« 
Gerade hatte er gemeinsam mit Chris 
Weck, dem im Sender für Technik 
und Infrastruktur Verantwortlichen, 
den roten Knopf gedrückt. Doch 
nicht um anzuschalten. Der Knopf-
druck schaltete am 4. September um 
11.38 Uhr die Mittelwelle 990 kHz 
aus Britz ab. Damit wurde die Hör-
funkausstrahlung über den vom RIAS 
aufgebauten Berliner Senderstandort 
endgültig eingestellt. Hörer, die auf 
dieser Frequenz von Deutschlandra-
dio Kultur soeben noch dem Radio-
feuilleton mit Moderatorin Christine 
Watty lauschten, vernahmen ein 
Rauschen. Im historischen Sendesaal 
Britz schrillte dafür der Alarm für den 
Senderausfall. 

Zuletzt diente die traditionsreiche 
Mittelwellenfrequenz zur Verbrei-
tung von Deutschlandradio Kultur 
weit über Berlin und Brandenburg 
hinaus. Über UKW ist der Sender in-
des längst nicht flächendeckend zu 
empfangen. Doch die Vorgaben der 
KEF, der Kommission zur Ermittlung 
des Finanzbedarfs, seien eindeutig, 
erklärte Steuel. Die teure Mittelwel-
lenabstrahlung muss beendet wer-
den, die Kosten werden nicht mehr 
erstattet. Stattdessen sollen so finan-
zielle Ressourcen für den Ausbau des 
Digitalradios freigesetzt werden. Kri-

Nur noch Rauschen auf 990 kHz
Das Abschalten des Britzer Mittelwellensenders beendete Radiogeschichte

Eine Ära endet: Willi Steuel und Chris Weck (li.) drücken den roten Knopf
� Fotos: Jürgen Heinrich

Umstellung von DIAS zu RIAS auf 
Langwelle am 4.9.1946� Archiv DRadio

Wartungsarbeiten an der seit Jahrzehnten funktionierenden Technik

60 Jahre alte Technik 

fasziniert
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Für Medienmacher, die Ideen für 
crossmediale, audiovisuelle For-

mate haben, kann der Herbst span-
nend werden: Das Medieninforma-
tionszentrum MIZ der Medienanstalt 
Berlin-Brandenburg MABB schreibt 
zwei Innovationsprogramme aus.

Anfang September hatte das MIZ 
die Ergebnisse der Innovationsförde-
rung für Medienprofis bekannt ge-
geben: Gefördert werden sechs sehr 

verschiedene Projekte, darunter eine 
Live Show aus dem Theater am Kur-
fürstendamm, in der Christian Ulmen 
und Kollegen das wöchentliche Ge-
schehen digital aufs Korn nehmen 
wollen. Weitere befassen sich mit in-
teraktiven Hörspielen, einer digitalen 
Bestandsaufnahme des Braunkohle-
gebiets Niederlausitz oder einer App 
für Zeitreisen am Mauerstreifen. Fürs 
nächste Förderprogramm haben sich 

Sender aus Fernsehen und Radio als 
Medienpartner zur Entwicklung 
marktfähiger Produkte beworben. 
Anfang Dezember wird sich der Vor-
hang für den diesjährigen Medien-
partner öffnen. Dann können sich 
vom 2. Dezember bis zum 31. Janu-
ar 2014 Absolventen von Journalis-
tenschulen oder ausgelernte Volon-
tärinnen für eine Kooperation be-
werben. Ihre Förderung dauert sechs 

Monate, bis zu drei oder vier Glück-
liche haben so die Chance für einen 
Berufseinstieg.

Medieninteressierte Studierende 
und Medien-Start-Ups sollten ab 19. 
Oktober auf die Internetseite des MIZ 
www.miz-babelsberg.de schauen, 
dann startet ein neues Innovations-
programm, das sich speziell an sie 
wendet, wie Pressesprecherin Karen 
Esser dem Sprachrohr erläuterte.

Unter dem Aspekt Bildung hat das 
MIZ Angebote wie die Unterstützung 
von Campusmedien, Bloggern, das 
Ausbildungsfernsehen XEN.ON oder 
die Radio School.� Sus

B e r i c h t e

Förderung für Rundfunkfreaks
Medieninformationszentrum Babelsberg schreibt Innovationsprogramme aus

Berlin, 27. Februar 1933. Rosen-
montag. Es ist eisigkalt. Berlin ist 

gepflastert mit Plakaten. In einer Wo-
che ist Reichstagswahl. In den Sälen 
der Stadt feiern die Menschen aus-
gelassen Fasching. Der Holländer Ma-
rinus van der Lubbe läuft vom Ob-
dachlosenheim in Henningsdorf nach 
Berlin und kauft von seinen letzten 
Groschen Kohlenanzünder. Der Reichs-
kanzler Adolf Hitler ist bei Familie 
Goebbels eingeladen. Sie sitzen scher-
zend beisammen, als das Telefon klin-
gelt: »Der Reichstag brennt!« 

Zum 80. Jahrestag der Reichstags-
katastrophe haben sich der Berliner 
Dokumentarfilmer und Medienwis-
senschaftler Titus Faschina, die Dra-
maturgin Julia Schreiner und junge 
Theatermacher in Zusammenarbeit 
mit der Beuth-Hochschule für Tech-
nik Berlin der Brandstiftung und de-
ren Konsequenzen genähert. Die In-
szenierung im THEATER AN DER 
PARKAUE hatte am 15. September 

Premiere und läuft bis zum 21. No-
vember. Regisseur Faschina interes-
siert das Thema, weil die Medien Er-
eignisse politisch instrumentalisieren. 
Faschina widmet sich historischen 
Dokumenten und setzt sie neu zu-
sammen. Verhörprotokolle, psychi-
atrische Gutachten, Schulbuch- und 
wissenschaftliche Texte, Tagebuch-
eintragungen, Horoskope, inszenierte 
Filmbilder und zeitgenössische Auf-
nahmen werden gegenübergestellt.
Eine weiße Linie bildet auf dem Büh-
nenboden eine 3 x 2 m große Fläche. 
Am rechten Rand steht ein Toiletten-
becken. Ein Mensch hockt davor und 
schaut auf den Fußboden. Man hört 
Marschierende, Gesang, Flugzeug- 
oder Maschinengeräusche. Die Stim-
me Goebbels ganz kurz. Gebrüll! 

Laute Schritte! Das Stück beginnt: 
»Ich bin Marinus van der Lubbe…«.

Im spielerischen Umgang mit der 
Realität werden Erzählebenen geöff-
net. Auf Filmleinwänden werden his-
torische und inszenierte Bilder ge-
zeigt. Der eingespielte Ton von Ste-
fan Gilsing unterstreicht die Atmo-
sphäre mit Geräuschkulissen wie 
Flammenknistern, Atmen, Schritten. 
Zur Kommentierung kommen Sounds 
von Iven Hausmann, live spielt der 
Komponist und Musiker mit seiner 
Posaune Töne ein. Der Zuschauer 
wird angeregt, sich in dieses Gesche-
hen hineinzudenken und die eigene 
Sicht zu finden. Es wird weder eine 
Unterrichtsstunde für 14-Jährige ab-
gehandelt noch versucht, die abso-
lute Wahrheit zu präsentieren. Viel-
mehr wird unser kritischer Umgang 
mit den Medien und ihren offiziellen 
»Wahrheiten« hinterfragt. Die Insze-
nierung ist spannend und gelungen.
� Roswitha Weber

Die eigene Sicht finden
Themenjahr »Zerstörte Vielfalt: Berlin 1933 – 1938«

Zum ersten Mal organisierte die 
»Junge Presse – Verein Junger Me­
dienmacher« ihren Jugendmedien­
event in der Hauptstadt. Zur 16. 
Veranstaltung dieser Art besuchten 
rund 350 Schüler und Studenten 
vier Tage lang Workshops, Diskus­
sionen und berichteten selbst. Zum 
Auftakt am 29. August gab es die 
Medienmesse in der Landesvertre­
tung von Nordrhein-Westfalen, zu 
der auch Berliner Schulklassen ein­
geladen waren. Hier war die dju 
mit Infostand und Vortrag zu Aus­
bildungswegen in den Journalis­
mus vertreten und gut nachge­
fragt. 
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Jugendmedienevent in Berlin: vier Tage lang Workshops und Diskussionen

Vom 24. bis 27. Oktober folgen 
die Jugendmedientage der »Ju­
gendpresse Deutschland«, die 
ihre rund 500 Teilnehmer schon 
zum zweiten Mal nach Berlin ein­
lädt. Hier wird sie zehnjähriges 
Bestehen feiern: 2003 schlossen 
sich zwei Jugendpresseverbände 
zusammen zur »Jugendpresse 
Deutschland – Bundesverband 
Junger Medienmacher« mit Bun­
dessitz in Berlin. Neben Work­
shops und Redaktionsbesuchen 
wird es am 25. Oktober in den 
ehemaligen Opernwerkstätten 
eine Medienmesse geben. 
� Susanne Stracke-Neumann

Andrej von Sallwitz als Marinus van 
der Lubbe vor dem Reichstag.�
� Foto: Christian Brachwitz
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Im September startete das vom Me-
dienboard mit 30.000 Euro geförder-
te Modellprojekt »We want Cine-
ma!« der Berlin-Brandenburger Ci-
netrans GmbH. Erstmals werden auf 
einer Onlineplattform Kinobesucher, 
Kinos und Filme so vernetzt, dass der 
Zuschauer sich sein Kinoprogramm 
selbst aussuchen und terminieren 
kann. Rund 35 Berliner Kinos stellen 
Vorführtermine zur Verfügung, Ver-
leiher und Produzenten ihre Filme. 
Aus mehr als 1.500 Titeln kann der 
Kinofan einen Film auswählen und 
ihn mit einem angebotenen Termin 
kombinieren. Er kauft die erste Karte 
und lädt Freunde ein. Oder er kauft ei-
ne Karte für ein bestehendes Event. 
Sobald die festgelegte Besucherzahl 
erreicht wird, geht es los. Damit öff-
nen sich laut Cinetrans-Geschäfts-
führer Andreas Schaffner neue 
Märkte, auch für kleine Produktio-
nen. www.wewantcinema.de

zent, 2010 jedoch bereits 28,6 Pro-
zent der Haushaltseinkommen aus-
machte. Hinzu kommt, dass die ge-
genwärtig fertiggestellten Neubau-
wohnungen zu fast 90 Prozent zum 
sogenannten »hochpreisigen Seg-
ment« gehören. »Sozialer Spreng-
stoff«, sagte Wild. 

Berlin ist eine Mieterstadt, 86 Pro-
zent aller Haushalte sind Mietwoh-

nungen. Das Thema Mieten interes-
siert folglich sehr viele Menschen, 
besonders jene, die beim Mieten-
Monopoly nicht mithalten können. 
Die Wohnungsfrage ist eindeutig ei-
ne soziale Frage. Und gehört deshalb 
ins Wirkungsfeld der Gewerkschaft. 

Beim Sozialgipfel des DGB Ende 
August war Wohnen, neben den 
Hauptfragen Soziales und Arbeit, der 
dritte, heftig diskutierte Themen-
block im gut gefüllten Saal. Reiner 
Wild, Geschäftsführer des Berliner 
Mietervereins, sprach davon, dass 
Mieten und Daseinsfürsorge viele 
Bürger buchstäblich arm machen. 
Der Mietzins ist in den letzten Jahren 
schneller gestiegen als die allgemei-

nen Lebenshaltungskosten. Ergo: 
Sein Anteil am Haushaltseinkommen 
steigt ebenfalls, der Konsumanteil 
dagegen wird geringer mit negativer 
Auswirkung auf den vielbeschwore-
nen Binnenmarkt.

Wild zitierte aus einer Bertels-
mannstudie, nach der die Wohnkos-
tenbelastung 2002 noch 21,7 Pro-

Für die befragten Parteienvertreter, 
die ihr Wahlprogramm und Wege 
aus dem Dilemma erklären sollten, 
gehört es natürlich auch zu den of-
fenen Geheimnissen, dass preisgüns-
tige Wohnungen Mangelware sind. 
Sie sprachen sich gegen die Zweck-
entfremdung von Wohnraum aus, 

gegen spekulativen Leerstand und 
Vermietung als Ferienwohnungen, für 
die gesetzliche Begrenzung von Lu-
xussanierungen, jedoch für eine um-
lagefähige energetische Sanierung. 
Eine soziale Wohnraumförderung sei 
beim dringend benötigten Neubau 
unabdingbar. Darin waren sich die 
Vertreter der Bundestagsparteien – 
bei Abwesenheit der FDP – einig.

Immer wenn es um das gravieren-
de Wohnungsproblem geht, fällt das 
Wort von der Verdrängung finanziell 
schwächerer Mieter an den Stadt-
rand – so auch hier. Dem kann man 
angesichts der selbst vorgetragenen 
Zahlen nur müde lächelnd widerspre-
chen. Von 2002 bis 2010 sind die 
Mieten im Bezirk Treptow/Köpenick 
um 43,75 Prozent, im Bezirk Mar-
zahn/Hellersdorf um 47,89 Prozent 
gestiegen. Tatsache ist: Auch hier ist 
so gut wie Schluss mit billigen Woh-
nungen. 

Die im Saal kundgetanen Ansich-
ten fanden unterschiedlichen Zu- 
oder Widerspruch seitens der zuhö-
renden und nachfragenden Kollegin-
nen und Kollegen. Als abschließend 
einer aber rief: »Wieso kann bei ei-
ner Neuvermietung der Preis immer 
erhöht werden, obwohl sich an der 
Wohnung gar nichts verändert hat«, 
erhielt er einhelligen, lauten Beifall. 

Annemarie Görne

Mangelware Wohnung
Sozialgipfel in Berlin: Daseinsfürsorge macht arm 

ren in die Wege und sammelten Un-
terschriften. Schließlich hatten am 
Stichtag über 265.000 Berliner das 
Anliegen unterstützt. Damit sind die 
fürs Volksbegehren notwendigen 
Unterschriften weit überschritten. 
»Doch die zweite Phase wird nicht 
einfach«, erklärt Michael Efler vom 

Energietisch gegenüber dem Sprach-
rohr. Schließlich müssen 625.000 
Menschen in Berlin für den von uns 
vorgelegten Gesetzesentwurf stim-
men. »Das ist eine hohe Hürde. Aber 
wir können sie schaffen«, gibt sich 
Efler optimistisch. »Wir sind mit Pla-
katen im Straßenraum sichtbar, es 
wird Spots für Kino und Internet ge-
ben«, erklärt Pressesprecher Stefan 

Knapp sechs Wochen nach den 
Bundestagswahlen werden die 

Berliner erneut an die Wahlurnen ge-
rufen. Sie sollen über einen Geset-
zesentwurf für die Rekommunalisie-
rung der Berliner Energieversorgung 
abstimmen. Festgeschrieben werden 
soll auch, dass kein Stadtwerk den 
Strom abstellen darf, wenn Kunden 
ihre Rechnungen nicht bezahlen 
können. Ein Stromnetzbetreiber soll 
nachhaltig arbeiten und erzielte Ge-
winne in Energiewendeprojekte vor 
Ort reinvestieren. Senatsmitglieder, 
Arbeitnehmer und gewählte Bürger 
sollen die Aufsichtsgremien bilden. 

Am 3. November »Vattenfall den 
Stecker zieh´n«, lautet das Motto des 
Berliner Energietisches, zu dem sich 
über 50 Initiativen und zahlreiche 
Einzelpersonen zusammengeschlos-
sen haben – von Umwelt- und Er-
werbslosengruppen bis zur Volksso-
lidarität. Sie leiteten das Volksbegeh-

Taschner. Die Initiatoren hätten sich 
eine zeitgleich mit der Bundestags-
wahl stattfindende Abstimmung ge-
wünscht. Das wäre kostengünstiger 
gewesen und die Beteiligung höher. 
Doch die CDU, die sich gegen den 
Energietisch positioniert, setzte sich 
gegen ihren Koalitionspartner durch. 
Die SPD plädierte sogar für eine 
Übernahme des Volksbegehrens 
durch den Berliner Senat. Mit den 
Piraten, der Linken und den Grünen 
hätte sie im Abgeordnetenhaus eine 
Mehrheit erreichen können. Doch 
dann wäre die große Koalition ge-
platzt. So kommt es im November 
zum vierten Berliner Volksbegehren. 
Bisher ging nur die Abstimmung 
über die Offenlegung der Wasser-
verträge für die Initiatoren positiv 
aus. Die über den Erhalt des Flugha-
fens Tempelhof oder Pro Reli schei-
terten an mangelnder Beteiligung. �

Peter Nowak

Hohe Hürden überwinden
Volksbegehren für Rekommunalisierung der Berliner Energieversorgung 

625.000 Ja-Stimmen sind 

zum Gelingen nötig

Wohnen muss für alle Berliner bezahlbar bleiben� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Luxussegmente und 

sozialer Sprengstoff

Dein Kino – mach's
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Am 1. August bzw. 1. September startete für tausen­
de junger Menschen ein neuer Lebensabschnitt: die Be­
rufsausbildung. Für viele ist es der erste Kontakt mit der 
Arbeitswelt, für alle eine sehr aufregende Phase. Be­
sonders am Anfang stellen sich essenzielle Fragen: Wie 
komme ich mit meiner Ausbildungsvergütung zurecht? 
Wie sieht meine Berufsschule aus? Was ist Arbeitszeit? 
Wer oder was ist eine JAV? Was meinen die mit »Inte­

ressengegensatz«? 
Und was macht eine 
Gewerkschaft?

Besonders in den 
ersten Tagen hat man 
nicht nur mit dem frü­
hen Aufstehen zu 
kämpfen, sondern mit 
einer täglichen Reiz­
überflutung. Deshalb 
möchte sich die Ar­
beitnehmerinnen- 
und Arbeitnehmer­
vertretung vorstellen, 
ohne mit der Tür ins 
Haus zu fallen. Ob Be­
triebsrat, JAV oder 

Gewerkschaft: Wir stehen an der Seite der Auszubilden­
den, das möchten wir Euch ab dem ersten Tag mit auf 
den Weg geben. Nach einer kurzen Orientierungspha­
se sollten wir uns näher kennenlernen. Zum Kennenler­
nen gehört, dass wir uns einander vorstellen.

Wir, das ist die ver.di Jugend. Wir sind da, wenn Du 
Probleme in der Ausbildung hast. Wir beantworten Dir 
Fragen rund um die Ausbildung. Wir sind auch die, die 
das mit den Tarifen machen. Mit www.IchMachMich­
Schlau.de haben wir auch ein tolles (Weiter-) Bildungs­
angebot. Wenn Du uns gerade einmal nicht erreichen 
kannst, kontaktiere uns im Internet unter www.ausbil­
dung.info oder www.verdi-jugend.de.

In vielen etwas größeren Betrieben und Dienststellen 
gibt es eine Jugend- und Auszubildendenvertretung 
(JAV). Sie tritt für die Belange von Azubis unter 25 und 
von Beschäftigten unter 18 Jahren ein und sorgt für die 
betriebliche Mitbestimmung. Mit Veranstaltungen und 
als Ansprechpartnerin gestaltet sie den Ausbildungsbe­
ginn aktiv mit. Hilfreiche Tipps und Unterstützung für 
die JAVen gibt es auch von der ver.di Jugend, beispiels­
weise unter www.jav.info.

Wir wünschen Euch einen tollen, spannenden und 
gelungenen Start in die Berufsausbildung!

Martina Hartung und Lars Kalkbrenner

Ordentliches Feiern gehört einfach 
dazu: Zum runden Geburtstag lie-

ßen es Schülerinnen und Schüler eben-
so wie Lehrerinnen und Lehrer am 12. 
und 13. September ordentlich krachen. 
Neben Musik und kulinarischen Genüs-
sen wurde auch Ernsthaftes geboten: 
Highlights waren etwa die Ansprache 
von Bildungsstaatssekretär Mark Rackles 
sowie moderierte Expertenrunden zur 
Bildungssituation und zur Entwicklung 
der Medienbranche.

An der liebevoll ELSe genannten Bil-
dungsstätte unterrichten derzeit 70 
Lehrkräfte, rund 1.300 Schülerinnen und 
Schüler besuchen sie. Im Interview be-
richtet Pit Rulff, seit zwölf Jahren Direk-
tor der Schule, über die Entwicklungen 
der letzten 30 Jahre. 

Abgesehen vom runden Geburtstag: 
Besteht Anlass zum Feiern?

Rulff: Ja, durchaus. Die Schule ist ein 
tolles Betätigungsfeld für meine Kolle-
gen und mich, aber auch für die vielen 
Schüler, die hier ihren Abschluss ma-
chen. Jedes Jahr verlassen uns 400 bis 
480 Menschen mit einem Zertifikat oder 

einem Ausbildungsbrief in der Tasche. 
Ca. 300 davon haben eine Ausbildung 
im dualen System absolviert. Am Ende 
eines jeden Schuljahres gibt es immer 
etwas zu feiern – das Gautschfest etwa 
ist stets ein schönes Erlebnis.

Wie hat sich die Schule 
in den letzten 30 Jah-
ren entwickelt?

Noch 1976 war es 
mühsam, bei den Firmen 
vom Verband der Druck- 
und Medienindustrie Un-
terstützung für die Ein-
richtung eines Oberstu-
fenzentrums zu finden. 
Bis zur Jahrtausendwen-
de hat sich die Schule 
dann klein, aber fein he-
rausgemacht. Um das Jahr 2000 befand 
sie sich in einer Umbruchphase. Die Fra-
ge lautete damals: schließen oder wei-
terentwickeln? Zum Glück fiel die Ent-
scheidung für Letzteres. Und mit dem 
neuen Berufsbild des Mediengestalters 
setzte wieder eine dynamische Entwick-
lung ein – sowohl im Hinblick auf die 

Schüler- als auch auf die Beschäftigten-
zahlen. In den letzten Jahren kamen 
neue Methoden, Berufe, Bezeichnungen 
und Rahmenpläne hinzu. Die Schule 
nahm nochmals Fahrt auf. Die Umstel-
lung auf den Blockunterricht hat unsere 

Ausbildungsqualität deut-
lich erhöht.

Haben sich die Lernme-
thoden in dieser Zeit we-
sentlich geändert?

Ja, deutlich. Die Lehrerin-
nen und Lehrer bewegen 
sich heute im sogenannten 
Lernfeld und unterrichten 
handlungsorientiert. Sie ar-
beiten nicht mehr wie frü-
her nur nach einem Rah-
men- oder einem Stoffver-

teilungsplan. Nicht nur fachliche Kom-
petenzen werden gefördert, sondern 
darüber hinaus alle persönlichen Kom-
petenzen. Vom bildungstheoretischen 
Ansatz hat sich da eine Menge geändert. 
Ob das in jeder Facette sinnvoll ist und 
das alles auch umgesetzt wird, steht auf 
einem anderen Blatt.

Hilfreich an Deiner Seite – die JAV

30 Jahre und kein    bisschen leise
Ein Bildungshaus mit vielen Eingängen: Die »Ernst-Litfaß-Schule.              Oberstufenzentrum Druck- und Medientechnik« feierte Geburtstag

Direktor Pit Rulff: Grund zum 
Feiern
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Ist der Beruf des Mediengestalters 
Ihr Aushängeschild?

Diese Berufsbezeichnung übt große 
Anziehungskraft auf junge, kreative 
Menschen aus. Die Auszubildenden die-
ser Richtung bilden bei uns die größte 
Gruppe, die sich dann noch einmal in 
die Untergruppen Print, Beratung und 
Planung, Konzeption und Visualisierung 
und Digital aufteilt. Aber die drei ande-
ren Richtungen – Drucker, Buchbinder 
und Verpackungsmittelmechaniker – lie-
gen uns ebenso am Herzen. Alle Haupt-
richtungen sind nochmals in Untergrup-
pen mit feinen, aber wichtigen Unter-
schieden unterteilt. In den Ausbildungs-
verträgen stehen Abschlüsse in zehn 
verschiedenen Gewerken.

Die Berufsbilder wandeln sich im di-
gitalen Zeitalter schnell. Wie kann 
eine Schule damit Schritt halten?

Tatsächlich war es in den letzten Jah-
ren eine große Herausforderung, die 
Kolleginnen und Kollegen so zu qualifi-
zieren, dass sie an der Entwicklung dran-
bleiben. Gerade bei den Mediengestal-
tern haben 80 Prozent unserer Schüle-

rinnen und Schüler Abitur und arbeiten 
teilweise in hochmodernen Betrieben! 
Denen kann man nichts vormachen. 
Aber wir investieren viel Zeit und Geld 
in die Fortbildung des Lehrpersonals und 
bleiben auf der Höhe der technischen 
und pädagogischen Entwicklung.

Wie geht es weiter, was sind die Pläne 
der Schule für die nächste Zukunft?

Unser Oberstufenzentren ist ein Bil-
dungshaus. Es lässt sich durch viele Ein-
gänge betreten. Wir beraten individuell, 
welche Bildungslaufbahn zum ge-
wünschten Abschluss führt. Jede Schü-
lerin, jeder Schüler kann dann den eige-
nen Ausgang wählen. Unser Angebot 
ist einmalig und der Erfolg gibt uns 
recht: Jedes Jahr verlassen unser Bil-
dungszentrum 400 bis 500 junge Men-
schen mit einem höheren Abschluss und 
besseren Chancen auf dem Arbeits-
markt. Bei uns steht das Lernen im Mit-
telpunkt – wir lassen niemanden zurück. 
Besonders erfolgreich sind wir bei der 
Förderung sogenannter »bildungsbe-
nachteiligter« Jugendlicher, die bei uns 
zu 80 Prozent einen Abschluss erreichen.

Wir haben in den vergangenen Jahren 
den »Medientechnischen Assistenten« 
in vollschulischer Form entwickelt. Die 
Jugendlich besitzen am Ende eine Stu-
dienqualifikation und einen Ausbil-
dungsberuf. Eine staatliche, stark nach-
gefragte Technikerschule läuft bei uns 
in Teilzeitform. Im neu eingerichteten 
beruflichen Gymnasium werden im 
kommenden Jahr die ersten Absolven-
ten mit medientechnischem Leistungs-
fach das allgemeine Abitur bestehen. 
Gute Schulen dürfen feiern, auch wenn 
sie erst 30 Jahre alt sind. Danach geht 
es mit neuer Kraft weiter!�

� Interview: Ute C. Bauer

30 Jahre und kein    bisschen leise
Ein Bildungshaus mit vielen Eingängen: Die »Ernst-Litfaß-Schule.              Oberstufenzentrum Druck- und Medientechnik« feierte Geburtstag

»Pakkt an! Laßt seinen Corpus posteriorum fallen auf diesen nassen Schwamm, daß triefen beide 
Ballen! Der durst´gen Seel´ gebt ein Sturtzbad obendrauff, das ist dem Sohne Gutenbergs die aller-
beste Tauff!« So von allen Sünden ihres »Cornuten-Daseins«, das heißt ihrer Lehrzeit reingewa-
schen, bekommen die fertigen Gesellinnen und Gesellen aus den Abschlussklassen des Oberstufen-
zentrums Ernst Litfaß am 30.8.2013 ihren Gautschbrief ausgehändigt und sind »in sämmtliche von 
alters her überlieferten Rechte und Privilegien der wohledlen Buchdrukkerkunst eingesetzt.« � C. L.

Jugendprojekt sucht 
Unterstützung 

Ohne SIE fehlt Dir etwas. Auch die 
Jugend braucht Gewerkschaft – das 
möchten wir Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen gern näher bringen. 
Ohne DICH fehlt ihr etwas. Darum wol-
len wir Themen und Probleme von Aus-
zubildenden, Berufsstarterinnen und 
-startern und Studierenden in ver.di tra-
gen. Wir gehen in Berufsschulen und 
zu Aktionstagen, wir bauen den Kon-
takt zu Betriebsräten und JAVen auf, 
bieten Hilfestellung bei Fragen rund 
um die Ausbildung. 
Und natürlich suchen wir nach weite-
rer Unterstützung. Gerne möchten wir 
auch Kolleginnen und Kollegen be-
grüßen, die sich bislang in ver.di nicht 
so gut auskennen. Aller Anfang ist 
schwer, aber nicht mit uns. Schau mal 
bei uns vorbei, wir freuen wir uns auf 
Dich! Kontakt: joerg.reichel@verdi.de

Vermisst!
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Gerhard Fischer� Foto: Gaby Senft

Aus Anlass solcher Geburtstage 
erinnert man sich wieder an Zei-
ten, die in unseren schnelllebigen 
Tagen fast schon wieder aus dem 
Gedächtnis verschwunden sind. 
Henning Müller wird 70! 

Kennen gelernt haben wir uns 
1990, als wir uns bemüht haben, ge-
meinsam mit anderen Kollegen aus 
Ost und West die beiden Berliner 
Schriftstellerverbände zusammenzu-
führen. Vielleicht wurde ich damals 
zum Vorsitzenden gewählt, weil so 
ein naiver Schwabe, gerade neu in 
Berlin zugezogen, in keiner Weise 
vorbelastet war. Aber was hätte ich 
bewirken können ohne Leute wie 
Hans Müncheberg, Heinz Kahlau, 

Charlotte Worgitzky, Beate Morgen-
stern, Waltraud Jähnichen, Olav 
Münzberg, Hans Häußler, Norbert 
Adrian und natürlich Henning Mül-
ler. Wenn er, die rechte Hand an die 

Wange gelegt, den Kopf leicht zur 
Seite geneigt, »zu bedenken« gab…, 
konnte er jederzeit mit aufmerksa-
men Zuhörern rechnen. 

Henning Müller war zuvor schon so 
etwas wie ein aufmerksamer Grenz-
gänger zwischen West und Ost ge-
wesen, kannte die Verhältnisse auf 
beiden Seiten und erwies sich als klu-
ger Analytiker der jeweiligen Situa-
tion. Und er war ein unermüdlicher 
Arbeiter. So wie er seine Studien 
über Friedrich Wolf akribisch und un-
verdrossen voran trieb und der For-
schung wie auch dem interessierten 
Leser zu immer neuen Erkenntnissen 
verhalf, so setzte er sich auch für die 
Entwicklung der kleinen literarischen 
»Gelben Reihe« ein, die wir versuch-
ten, aus eigener Kraft zu stemmen, 
um Kollegen Veröffentlichungsmög-
lichkeiten zu erschließen. An Ideen 
mangelte es Henning Müller nie, und 
er gehörte zum Glück nicht zu jenen, 
die sich gleich in ihr Schneckenhaus 

zurückzogen, wenn ihre Ideen nicht 
rasch oder manchmal auch gar nicht 
verwirklicht werden konnten.

Wir haben uns aus den Augen ver-
loren, nachdem er aus Berlin weg-
gezogen war, sind uns nur noch zu-

fällig über den Weg gelaufen. Aber 
dann war es sofort wieder, als wäre 
seit den Vorstandstagen in der Du-
denstraße keine Zeit vergangen.

Man sollte solchen Zufällen viel-
leicht ein wenig nachhelfen, lieber 
Henning, wenn man, wie jetzt wir 
beide, die 70 überschritten hat. Wä-
re schön! So aber wünsche ich dir, 
auch im Namen vieler Kolleginnen 
und Kollegen, erst einmal auf diesem 
Weg von Herzen alles Gute für die 
nächsten Jahre� Dein Felix Huby

Henning Müller zum 70.
Glückwunsch einem »aufmerksamen Grenzgänger«

Lesenswert
Neuerscheinungen 
von VS-Mitgliedern

Ulrich Karger: »Bücherwurm trifft 
Leseratte: Geschichten, Bilder und 
Reime für Kinder«, Edition Gegen-
wind Books on Demand, Norderstedt 
2013, ISBN: 978-3-7322-4393-8

Andreas von Klewitz: »Café Va-
terland« Roman zweier Brüder (Ori-
ginalveröffentlichung als E-Book), 
Edition diá, ISBN epub: 978-3-
86034-523-8, ISBN mobi: 978-3-
86034-623-5

Lothar Petzold: »Diese treffliche 
Einsamkeit macht mich glücklich« – 
Eine Reise in die deutsche Romantik. 
Wieden Verlag Crivitz/Schwerin, 
ISBN 978-3-942946-06-3

Lothar Petzold: »Im Kreuzfeuer« 
Kriminalroman, Benno Verlag Leip-
zig, ISBN 978-3-7462-3872-2

Lothar Petzold: »Saat und Ernte« 
– Alte und neue Texte aus 25 Jahren, 
Strube Verlag München, ISBN 978-3-
89912-171-1

Fachgruppe

L i t e r a t u r

Nachruf

VS-Mitglieder trauern um 
Erich Loest  x 12.9.2013

»Wir alle verlieren mit Erich Loest 
einen Schriftsteller und Kulturpoliti-
ker, der die persönlichen gesamt-
deutschen Erfahrungen vor dem 
Mauerbau, während der Zeit der 
problematischen Kontakte durch ei-
ne ideologische und reale Mauer 
hindurch zum Anlass genommen 
hat, konstruktiv mit einer neuen 
Chance umzugehen…«, so die ver.
di-Beauftragte für Kunst und Kultur, 
Regine Möbius. Der 1926 im sächsi-
schen Mittweider Geborene blickte 
»durch das Brennglas seiner eigenen 
Biographie auf geschichtliche, sozia-
le und politische Vorgänge«. Loest 
wurde 1994 zum Vorsitzenden des 
Verbandes deutscher Schriftsteller 
gewählt. Ihm gelang es »ein Zeugnis 
zu geben für den Einzelnen und die 
namenlose Masse derer, die diese 
Sprache nicht besaßen oder zum 
Verstummen gebracht wurden, ehe 
sie ihre Stimme erheben konnten«, 
so sagte VS-Vorsitzender Imre Török. 

Prof. Dr. Gerhard Fischer starb am 
9. August im Alter von 83 Jahren.

Mit Gerhard verlieren wir einen wun-
derbaren unermüdlichen Kollegen 
und Freund, der sich mit seinem gro-
ßen Wissen, seinen immer neuen 
Ideen, seiner akkuraten präzisen Ar-
beitsweise in ungezählte gemeinsa-
me Projekte erst in der IG Medien 
und dann in unseren Fachbereich in 
ver.di einbrachte und ihnen zum Er-
folg verhalf. Der Galerierat, die Se-
nioren und der Karl-Richter-Verein 

verdanken Gerhard Fischer sehr viel. 
Er hatte noch so viele Pläne. Am En-
de fehlten ihm die Kräfte für sich 
selbst. Unser Mitgefühl gilt seiner 
Frau und der Familie. 

ver.di Seniorengruppe, Fachbe-
reich Medien, Kunst und Industrie

Ihm verdanken wir viel
Ein wunderbarer Kollege lebt nicht mehr

Fachgruppe 

A k t i v e  
S e n i o r e n

 Leserbrief

Zum Beitrag »Im Leben bleiben 
–  in Erinnerung bleiben«, Nach-
ruf auf Wera Küchenmeister von 
C. Winter, Sprachrohr 3/2013

Wera Küchenmeister ist tot. De 
mortuis nihil nisi benc. Dennoch hät-
te ich mir in einem Nachruf einer kri-
tischen Verbandszeitschrift wie 
»Sprachrohr« zumindest ein Wort zu 
der Tatsache gewünscht, dass Wera 
Küchenmeister und ihr Mann Claus 

seit Mitte der 1960er Jahre bei der 
Staatssicherheit als »IM Kaminski I 
und II« geführt waren und sich diese 
Tätigkeit u. a. durch einen großzü-
gigen Kredit haben versilbern lassen 
(s. hierzu Joachim Walther, Siche-
rungsbereich Literatur: Schriftsteller 
und Staatssicherheit in der Deut-
schen Demokratischen Republik, Ber-
lin 1996; und Der Spiegel, »Im stin-
kenden Untergrund«, 23.9. 1996). 
Es geht hier nicht darum, die litera-
rischen Verdienste Wera Küchenmeis-
ters herabzuwürdigen, aber wenn sie 

in Erinnerung bleiben soll, wie die 
Überschrift des Nachrufs fordert, muss 
auch an die erinnert werden, deren 
literarische und persönliche Entfaltung 
durch die Bespitzelung behindert und 
verunmöglicht wurde. »Wer möchte 
nicht im Leben bleiben«: So beginnt 
das im Nachruf zitierte bekannteste 
Gedicht Wera Küchenmeisters. Es 
endet mit den Versen: »Oh wollt sie 
nicht zu früh vertreiben, alle die le-
bendig sind.« Dieser fromme Wunsch 
gilt auch den Opfern der Bespitze-
lung.� Armin Strohmeyr 

Kluger Analytiker, 

unermüdlicher Arbeiter
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nalisiert, für 20 Prozent feste Stellen 
in den Haushaltsberatungen zu plä-
dieren. Wichtig: Diese Stellen sollten 
zweckgebunden für Musikschulen 
mit zusätzlichen Finanzmitteln bewil-
ligt werden. 

Endlich eine »Kehrtwende zuguns-
ten der musikalischen Bildung in der 
Kulturmetropole Berlin einzuleiten«, 
ist für Höppner der unabdingbare 
Schritt von der »Wertschätzung der 
Menschen in den musikvermitteln-
den Berufen in Sonntagsreden«, zur 
»sozial sichernden und ausbildungs-
adäquaten Honorierung im Mon-
tagshandeln«. Die kulturelle Vielfalt, 
derer sich Berlin noch mit Recht 
rühmt, bedinge kultureller Teilhabe.

Mit dem Masterplan Musikschule 
hat der Landesmusikrat Berlin – un-
terstützt von ver.di und anderen Part-
nern – konkrete Vorschläge unter-
breitet. Nun, so der eindringliche Ap-
pell vom Gendarmenmarkt, ist der 
Senat gefordert, »seine gesamtstäd-
tische Verantwortung wahrzuneh-
men und mit einer bedarfsgerechten 
und zweckgebundenen Mittelzuwei-
sung dem Ping-Pong-Spiel zwischen 
Senat und Bezirken ein Ende zu be-
reiten«. Aufmerksam – und wenn nö-
tig mit weiteren Aktionen – wird die-
ser Prozess begleitet werden. »Man 
wird erneut von uns hören«, kündigt 
Gretsch an. � B. Erdmann

Lautstark und im mobilisierenden 
Rhythmus meldeten sich Berliner 

Musikschullehrerinnen und -lehrer 
nach der Sommerpause auf dem 
Gendarmenmarkt zurück. Gemein-
sam mit Schülern, Eltern und Sym-
pathisanten forderten sie am 31. Au-
gust auf ihrem nun schon ange-
stammten Platz für fantasiereiche 
Demonstrationen unter dem Motto 
»Jetzt erst recht« erneut feste Stel-
len und einen Tarifvertrag für die Ho-
norarkräfte. Diese bereits in mehre-
ren öffentlichen Protestaktionen vor-
getragenen Forderungen erregen 
zunehmend Aufsehen. Denn das 
Berliner Beispiel von 94 Prozent frei-
er Lehrkräfte an Musikschulen sucht 
bundesweit seinesgleichen. Neue 
Ausführungsvorschriften für Hono-
rarverträge durch den Senat ver-

schärfen die bereits prekäre Situation 
hochqualifizierter Fachkräfte. Viele, 
die die neuen Verträge nicht unter-
schrieben, erhielten noch vor den 
Sommerferien ihre Kündigung 
(Sprachrohr 3/2013 berichtete). Ro-
te Laternen, von Kindern gebastelt, 
symbolisierten, wo Berliner Musik-
schulen stehen: Ganz hinten, als 
Schlusslicht.

Dass Berlin im Vergleich mit ande-
ren Bundesländern die Rote Laterne 
trägt, konstatiert auch Christian 
Höppner, Generalsekretär des Deut-
schen und Vizepräsident des Euro-
päischen Musikrates. 10.000 Kinder 
und Jugendliche stünden kürzungs-
bedingt auf den Wartelisten der be-
zirklichen Musikschulen, bis zu 80 
Prozent betrügen Ausfallquoten von 
Musikunterricht an den Grundschu-
len. »Die Situation der musikalischen 
Bildung in Berlin ist desaströs. Viele 
europäische Nachbarländer schauen 
mit Verwunderung auf die Vernach-
lässigung unserer gesellschaftlichen 
und kulturellen Zukunftspotenziale«, 
kritisiert Christian Höppner. »Es ist 
eine gesellschaftspolitische Perversi-
on, hochqualifizierte Musikschulleh-
rerinnen und Musikschullehrer mit 
den neuen Verträgen wahlweise in 

ein Prekariat oder in Patchworkar-
beitsverhältnisse zu zwingen«. 

 »Die starre Haltung des Senats 
hat inzwischen bundesweit zu Em-
pörung geführt", sagt Stefan Gretsch, 
Bundesvorsitzender der ver.di-Fach-
gruppe Musik. »Es fehlte bislang nicht 
an Geld, sondern am politischen Wil-
len!« Der öffentliche Druck auf den 
Senat wächst. 

Mit einem offenen Brief an das 
Berliner Abgeordnetenhaus fordert 
ver.di die Volksvertreter auf, in den 
laufenden Haushaltsberatungen kei-
nem Haushalt zuzustimmen, der die 
Kürzungspolitik festschreibt oder 
noch verschärft. Es gäbe ein verfas-
sungsmäßig verbrieftes Recht auf öf-
fentliche Daseinsfürsorge, dazu zähl-
ten Kunst und Kultur. 

Die Arbeitsgemeinschaft für Ar-
beitnehmerfragen hat sich ebenfalls 
in einem offenen Brief an den Berli-
ner Landesvorstand der SPD, die Mit-
glieder der SPD-Fraktionen in den 
Bezirksverordnetenversammlungen, 
im Berliner Abgeordnetenhaus und 
im Senat gewandt und Festeinstel-
lungen für Musikschulen und die 
Aufnahme von Tarifverhandlungen 
angemahnt. Unterschrieben u.a. von 
Wolfgang Thierse. Zu hoffen ist, dass 
der vor einem Jahr vom SPD-Landes-
parteitag dazu gefasste Beschluss 
keine Makulatur ist. 

Gretsch konstatiert nach Gesprä-
chen mit dem Senat »Ansätze zu ge-
wisser Einsicht«. Die CDU habe sig-

Haste Töne? Immer wieder!
Nach der Sommerpause erneut »Pro Musikschule« auf dem Gendarmenmarkt

Fachgruppe

M u s i k

Aufgespielt! Wir sind es wert!

Kehrtwende muss 

eingeleitet werden

Sollen wir weiter »Neese« sein? Berliner Musikschullehrkräfte protestieren� Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Neue Gespräche 

Die Eingruppierung der festange-
stellten Musikschullehrerinnen und 
-lehrer erfolgt im Land Berlin durch 
eine vom Senat erlassene Richtlinie. 
Das wurde von der ver.di-Fachgrup-
pe Musik immer wieder moniert, da 
im Bereich der Kommunen die Ein-
gruppierung tarifvertraglich geregelt 
ist. 
Der erneute Versuch, den Senat dazu 
zu bewegen, Gespräche mit ver.di 
über einen Tarifvertrag zur Eingrup-
pierung der angestellten Lehrkräfte 
an Musikschulen zu führen, war er-
folgreich. Die Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL), in der Berlin 
seit Januar dieses Jahres wieder Mit-
glied ist, hat dem zugestimmt. Im 
Oktober werden dazu Gespräche 
aufgenommen. 
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Ein einleuchtendes Modell…
KF: Eine auch für unseren Arbeit-

geber interessante und finanzierba-
re Alternative zur Altersteilzeit.

KPG: Und für den Einzelnen wun-
derbare drei Jahre Lebenszeit…

Und wann könnte es Wirklichkeit 
werden?

KF: Aus unserer Sicht zu Jahres-
beginn 2014.

KPG: Wir haben im Haus sehr kon-
struktiv verhandelt, aber die Gremi-
en müssen noch zustimmen. 

Interview: neh

zierbar, hieß es. Dann sind wir auf 
ein anderes Modell gestoßen, das 
manche Unternehmen freiwillig an-
bieten.

KPG: Aber wir wollten es auf so-
lide Füße stellen und tarifiert haben.

Und wie genau sieht das aus?
KF: Jede und jeder, der 15 Jahre 

bei der Stiftung Berliner Philharmo-
niker beschäftigt ist, kann einen An-
trag auf vorzeitiges Ausscheiden stel-
len. Das ist für den Einzelnen frühes-
tens drei Jahre vor dem offiziellen 
Rentenbeginn möglich, und zwar oh-
ne Renteneinbußen. Denn die Deut-
sche Rentenversicherung errechnet, 
welche Beitragssumme bis zum of-
fiziellen Renteneintritt noch einge-
zahlt werden müsste. Dieser Fehlbe-
trag wird aus einem speziellen Topf 
der Stiftung quasi vorausgezahlt, als 
»Ausgleichbeiträge zur Abwendung 
von Rentenabschlägen«, wie die Ver-
einbarung exakt heißt.

KPG: Wir haben mit der Ge-
schäftsleitung dafür ein Budget aus-
gehandelt, das – falls einmal nicht 
voll ausgeschöpft – auch ins Folge-
jahr übergeht. 

Individuell werden bis zu einer 
festgelegten Maximalhöhe Diffe-
renzzahlungen übernommen – aber 
stets so viel, dass 100 Prozent der 
Rentenansprüche herauskommen. 
Über Anträge verhandeln und ent-
scheiden Tarifkommission und Ge-
schäftsleitung paritätisch.

tretungen. Über diese Zulagen wird 
auf Vorschlag der Geschäftsführung 
gemeinsam befunden.

KF: Wir haben den Haustarif schon 
mehrfach nachverhandelt, inzwischen 
befinden wir uns terminlich im 
Gleichklang mit den TV-ÖD-Runden.

Es gibt noch einen extra Tarifver-
trag für die Auszubildenden?

KPG: Darin sind die Vergütung 
und die Arbeitszeit geregelt. Aber 
auch, dass die angehenden Veran-
staltungstechniker ein Anrecht auf 
12 Monate Weiterbeschäftigung ha-
ben bzw. unbefristet übernommen 
werden können.

Nun habt Ihr Euch als Tarifkom-
mission auch dem Ende des Be-
rufslebens zugewandt und eine 
Vereinbarung speziell für die Äl-
teren initiiert…

KF: Seit 2009 die gesetzliche Al-
tersteilzeitregelung nicht mehr exis-
tiert, ist ein früheres Ausscheiden aus 
dem Arbeitsleben ja mit erheblichen 
Renteneinbußen verbunden. Das be-
dauern wir. Wir haben der Geschäfts-
führung zunächst die Weiterführung 
der Altersteilzeitregelung nur für die 
Stiftung vorgeschlagen. Nicht finan-

Als für die etwa 70 nichtkünstle-
rischen Beschäftigten in der Stif-

tung Berliner Philharmoniker vor fünf 
Jahren ein Haustarif verhandelt wur-
de, ging das nur mühsam und mit 
kontroversen Debatten. Inzwischen, 
scheint es, zieht man durchaus an 
einem Strang. Auf dem Tisch liegt 
ein Tarifvertragsentwurf, der eine Al-
ternative zur ausgelaufenen Alters-
teilzeitregelung darstellt. Ein Novum, 
das Schule machen sollte. Karin Fröh-
lich und Klaus-Peter Gross von der 
ver.di-Tarifkommission erläutern, wa-
rum.

Zunächst nachgefragt: Euer Haus-
tarif von 2007 war keine leichte 
Geburt. Aber er hat sich bewährt?

KPG: Ja, unbedingt. Er lehnt sich 
an den Tarifvertrag des Öffentlichen 
Dienstes (TV-ÖD) an, bietet aber 
auch hausspezifische Regelungen. 
Etwa die vereinbarte Veranstaltungs-
betriebszulage, die auch für die Aus-
zubildenden gilt.

KF: Vereinbart wurde auch eine 
Funktionszulage, für die Mittel in Hö-
he von zwei Prozent der jährlichen 
Vergütung aller Beschäftigten bereit-
gestellt werden. Alle zwei Jahre wer-
den sie ausgeschüttet. 70 Prozent 
werden auf alle Beschäftigten auf-
geteilt, 30 Prozent werden als Leis-
tungszulagen gezahlt…

KPG: … also für besonderen Ein-
satz von Kolleginnen oder Kollegen, 
etwa bei Gastspiel-oder Krankenver-

Wunderbare drei Jahre Lebenszeit
Spezielles Altersteilzeit-Modell bei der Stiftung Berliner Philharmoniker

Fachgruppe 
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Karin Fröhlich, Klaus-Peter Gross: Novum sollte Schule machen� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

	�� Neue Bühne 
Senftenberg

Seit dem 1. Januar 2008 ist die Neue 
Bühne Senftenberg ohne Tarif, d.h. 
es gab für die Beschäftigten keine 
Erhöhungen. Seitdem bemüht sich 
ver.di für die ca. 30 Kolleginnen und 
Kollegen im nichtkünstlerischen Be-
reich um Anpassungsverhandlungen. 
Bislang liegt das Vergütungsniveau 
mehr als 10 Prozent unter dem an-
derer im Tarifbereich (TVöD) beschäf-
tigter Kollegen. »Nunmehr«, so ver.
di Gewerkschaftssekretärin Sabine 
Schöneburg, »ist das Maß voll.« Die 
Arbeitsanspannung für das »Glück-
Auf-Fest« bedeute z.B. einen wö-
chentlichen Zeitaufwand zwischen 
50 und 72 Arbeitsstunden für die 
Kolleginnen und Kollegen. Diese 
würden sich zu wehren wissen, 
wenn es keine Verhandlungen gibt. 

	�� Brandenburgische 
Kulturstiftung Cottbus

Die Stiftung – bestehend aus Staats-
theater Cottbus und Dieselkraftwerk, 
dem Museum für bildende Kunst – 
hat seit 2012 einen geringdotierten 
Anpassungstarifvertrag bis 2015. Ein 
Novum in der Tarifgeschichte: Der 
Arbeitgeber Stiftungsvorstand hat 
den Gewerkschaften trotz abge-
schlossenen Tarifvertrags zusätzliche 
Anpassungen an das Lohnniveau des 
öffentlichen Dienstes (TV-L) angebo-
ten. ver.di bestreitet mit den Gewerk-
schaften DOV, VDO und GdBA ge-
meinsam die Tarifverhandlungen. 
Diese sollen im Herbst 2013 abge-
schlossen sein, um dann eine Tari-
fanpassung bis 2019 zu garantieren

Kurzmeldungen
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tragsvolumens der freien Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter führen 
wird. Er beabsichtigt, die im Rahmen 
des Tarifvertrages vereinbarten Ho-
norarerhöhungen im Programmetat 
zu berücksichtigen. Die Bezüge der 
Versorgungsempfänger werden ent-

sprechend den Erhöhungen der Ge-
hälter angepasst. Der Abschluss steht 
noch unter Gremienvorbehalt, der 
rbb-Verwaltungsrat und ver.di Tarif-
kommission müssen noch zustim-
men.

Keine Freienvertretung im 
rbb-Personalrat

Weniger gut sieht es hinsichtlich ei-
ner starken Vertretung der Freien im 
Sender aus. Seit über einem Jahr be-
mühen sich der Personalrat und der 
geschäftsführende Senderverbands-
vorstand von ver.di im rbb darum, 
die anstehende Änderung des rbb-
Staatsvertrages dafür zu nutzen, dass 
endlich auch die freien Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter (12a-Freie) 
durch den Personalrat vertreten wer-
den können – eine Möglichkeit, die 
andere Landesrundfunkanstalten 
längst nutzen. Damit würden nicht 
nur die Rechte der Mitarbeitenden 
erheblich verbessert, auch dem Be-
triebsklima im rbb käme das zugute.

Im Vorfeld hatte die regierende 
SPD in Berlin die Initiative zunächst 
unterstützt. Auf Antrag der Fraktion 
Bündnis 90 / Die Grünen fand am 
11. September im Medienausschuss 

Was lange währt, kann endlich 
gut werden: Nach einem Ver-

handlungsmarathon konnten am 13. 
September die Gehalts- und Hono-
rarverhandlungen beim rbb erfolg-
reich abgeschlossen werden.

Den Festen winkt nun eine erste 
Erhöhung aller Gehälter zum 1. Ok-
tober 2013 um 20 Euro sowie zu-
sätzlich um 2,45 Prozent. Eine zwei-
te Erhöhung folgt am 1. Oktober 
2014 um 2,5 Prozent. Der Familien-
zuschlag steigt zum 1. Oktober von 
101 Euro auf 115 Euro; ein Jahr spä-
ter gibt es ein weiteres Plus von 5 Eu-
ro auf dann 120 Euro. Bei einer Lauf-
zeit von 24 Monaten entspricht das 
einem realen Anstieg um 5,63 Pro-
zent und bewegt sich damit am obe-
ren Rand der bisherigen ARD-Ab-
schlüsse.

Für die Freien und Azubis gilt eine 
erste Steigerung aller typischerweise 
gezahlten Honorare zum 1. Oktober 
um 3,05 Prozent. Eine zweite Erhö-
hung folgt im Oktober 2014 um 2,50 
Prozent. Das entspricht wertgleich 
der Erhöhung für die Festangestell-
ten. Die Kappungsgrenze sowie die 
Grenze der sozialen Schutzbedürf-
tigkeit steigen entsprechend. Der rbb 
erklärt, dass die Honorarerhöhungen 
nicht zu einer Verringerung des Auf-

des Berliner Abgeordnetenhauses 
dazu eine Anhörung statt. Eingela-
den waren Vertreterinnen und Ver-
treter von ver.di, vom DJV, vom rbb-
Personalrat sowie die Intendantin.

Dagmar Reim jedoch lehnt die Ver-
tretung der Freien im Personalrat 
weiter rundweg ab. Stattdessen soll 
es eine Freienvertretung geben, de-
ren Statut sie selbst erlässt. Die SPD 
geht dabei Hand in Hand mit der In-
tendantin. Der Vertreter der Sozial-
demokraten im Medienausschuss, 
Frank Zimmermann, meint tatsäch-
lich, dass die Rechte der Freien durch 
eine solche Vertretung gestärkt wer-
den. Dass die Intendantin unwillig 
auf Personalräte reagiert, überrascht 
nicht. Erstaunlich ist hingegen die 
Position der SPD, bei der Mitbestim-
mung im Parteiprogramm steht. 
Noch ist der Staatsvertrag nicht 

durch die Parlamente in Berlin und 
Brandenburg abgesegnet. Auch im 
Potsdamer Landtag soll es eine An-
hörung zur Forderung geben, dass 
Freie im rbb-Personalrat vertreten 
sein müssen. Wie es SPD und Linke 
in Brandenburg mit der Mitbestim-
mung und den Rechten von Freien 
halten, bleibt spannend. � red

Ein lachendes und ein weinendes Auge
Nach rbb-Verhandlungen Vergütungstarifvertrag unter Dach und Fach

schon Ende der 1990er Jahre im NSU-
Entstehungsmilieu in Thüringen re-
cherchiert. Dieses Wissen fließt in Re-
cherchen und Analysen ein. Immer 
wieder seien auch die Verstrickungen 
von Verfassungsschutz und Neonazis 
Thema im Blatt gewesen, berichtet 
der Redakteur. 

Das erste Heft wurde im Frühjahr 
1987 herausgegeben. »Hauptgrund 
war, dass sich in den 1980er Jahren 
organisierte Neonazistrukturen in 
Westdeutschland formierten«, sagt 
Kollenda. Gleichzeitig habe es mas-
sive Kampagnen gegen angebliche 
Asylbetrüger gegeben. In dieser At-
mosphäre entstand das Antifaschis-

Ihre Informationen über Neonazis 
sind derzeit gefragt. Seit die Mord-

serie des »Nationalsozialistischen Un-
tergrunds« (NSU) bekannt wurde, ist 
das Interesse an dem Thema groß. 
Im Mail-Postfach des Antifaschisti-
schen Infoblatts (AIB) laufen Anfra-
gen von Journalisten und Sicherheits-
behörden auf, die mehr über einzel-
ne Personen wissen wollen. »Jetzt 
wird die Arbeit, die wir jahrelang ma-
chen, geschätzt«, sagt Dietrich Kol-
lenda vom Redaktionskollektiv in Ber-
lin. Denn die viermal jährlich erschei-
nende Zeitung hat die rechte Szene 
im Fokus. Und zwar nicht nur, »wenn 
es gerade mal wieder schick ist, son-
dern kontinuierlich«. Im Herbst er-
scheint die 100. Ausgabe.

Es sei ein großer Vorteil, dass man 
sich seit über 25 Jahren mit dem The-
ma beschäftige, sagt Kollenda. So 
hatten Autoren des AIB zum Beispiel 

tische Infoblatt als Sprachrohr einer 
»quirligen und bunten Bewegung«. 
In den ersten Ausgaben wurden auch 
türkische Artikel abgedruckt.

Im Laufe der Zeit erweiterte sich 
das Spektrum der Zeitung um ge-
schichtliche und gesellschaftliche The-
men. Doch am Grundsatz hat sich 
nichts geändert: »Ziel ist es, die or-
ganisierte Naziszene im Blick zu be-
halten«, betont der AIB-Sprecher. 
Das sei die Voraussetzung für die ak-
tive Bekämpfung von Rechtsextre-
mismus. Von Anfang an wollte das 
Magazin kein »szenetypisches Blatt« 
sein, sondern ein breites Spektrum 
außerhalb der Antifa-Szene anspre-
chen. Offenbar mit Erfolg. 

Das AIB ist eigenen Angaben zu-
folge die älteste antifaschistische 
Fachzeitschrift. Doch nur vom Ver-
kaufspreis in Höhe von 3,50 Euro pro 
Ausgabe kann das Blatt nicht über-

leben, wichtig sind auch Spenden – 
»und die grenzenlose Selbstausbeu-
tung«, sagt Kollenda. Alle arbeiten 
ehrenamtlich. »Es gab Aufs und Abs. 
Doch irgendwie hat es immer ge-
klappt.« Grund genug zum Feiern: 
Zur 100. Ausgabe steigt am 4. Ok-
tober im SO36 in Berlin-Kreuzberg 
eine große Party. �Kathrin Hedtke

www.antifainfoblatt.de

Neonazis fest im Blick behalten
Das Antifaschistische Infoblatt feiert in Berlin seine 100. Ausgabe

Fachgruppe
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� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Seit 26 Jahren 

konsequent am Thema
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eingeschnitten und angenäht. Zim-
perlich dürfe man nicht sein, der 
Schuh erwarte vielmehr, »bühnen-
reif« gemacht zu werden. Du oder 
Er? laute die Frage mit Blick auf Ge-
sundheit und Erfolg der Tänzerin.

»Die Innensohle erweist sich bei 
allem als Knackpunkt. Sie muss dem 
Fuß eine optimale Unterstützung ge-
ben, braucht also eine gewisse Fes-
tigkeit. Meist besteht sie aus Leder 
oder Lederfaserflies, gepresster 
Pappe oder Kunststoff und 
wird allenfalls in verschiede-
nen Härten angeboten. Doch 
Festigkeit sorgt auch für Steif-
heit.« Ein Abrollen des Fußes 
wie bei normalen Schuhen, 
»Relevé« auf den Ballen 
– das Abhe-
ben 
auf 
die 
»hal-
be Spit-
ze« oder 
»demi pointe«, wie es in der Fach-
sprache heißt – ist wegen der Stei-
figkeit eines Spitzentanzschuhs nur 
schwer möglich. Ursache auch für 
Fußbeschwerden. Ganze Muskel-
gruppen verkümmern quasi, weil sie 
nicht entsprechend benutzt werden 
können. Dabei brauche die Tänzerin 
»die volle Unterstützung durch die 
Sohle nur beim Stehen auf der Spit-
ze«. Ansonsten sei die Starre des 
Schuhs eher hinderlich, beschreibt 

Angela Reinhardt das Problem. Lan-
ge schon habe sie damit gehadert, 
gemeinsam mit ihrem Mann Mike-
Martin Robacki nach Abhilfe ge-
sucht. Den entscheidenden Hinweis 
gaben schließlich Spitzenschuhher-
steller, die die Innensohle oft als »das 

Rückgrat, die Wir-
belsäule« des 
Schuhs bezeich-
nen, als Kompro-
miss aus Festigkeit 

und notwendiger 
Beweglichkeit. »Da 

haben wir beschlossen, 
bionisch an die Sache he-

ranzugehen. Wir ha-
ben eine Sohle ent-
wickelt, die tat-
sächlich aus Wir-

beln, Bändern und 
Sehnen besteht und stützend, 

aber gleichzeitig flexibel ist«, 
fasst Tüftler Robacki lange Über-

legungen und Versuche am heimi-
schen Computer und in der eigenen 
Werkstatt zusammen. Endlich gab 
es einige 3-D-gedruckte Prototypen. 
»Backbone Shank« heißt die Erfin-
dung, die sie im Dezember 2012 
zum Patent angemeldet haben. Ein 
Innensohlen-System, das den Ballett-
schuh revolutionieren würde und vie-
le Hindernisse, mit denen sich Spit-
zentänzerinnen seit jeher herum-
schlagen, auf einen Schlag beseiti-
gen könnte. »Die Idee ist noch dazu 
nachhaltig«, erläutert Angela Rein-

hardt. Denn die individuell für eine 
Tänzerin anpassbare Wirbel-Sohle 
aus Spritzguss wird mit einem spe-
ziellen Klick-Mechanismus ausgestat-
tet. So kann sie in verschiedene Schu-
he eingesetzt und wieder herausge-
nommen werden, dürfte also etliche 
Paare überleben. 

»Ich habe die ersten Sohlen selber 
getestet. Wir haben sie bereits vielen 
Tänzerinnen und Tanzpädagogen vor-
gestellt. Tanzmediziner sehen darin 
eine wegweisende Weiterentwick-
lung, die sie aus arbeitsmedizinischer 
Sicht befürworten und prüfen wol-
len…« 

Also, nichts wie her mit der Neu-
entwicklung? So einfach ist es leider 
nicht. »Wir haben das Projekt mitt-
lerweile so weit vorangebracht, dass 
die Produktion von Prototypen und 
intensive Tests in tanzmedizinischen 
Laboren beginnen könnten«, erläu-
tert Mike-Martin Robacki. Da aber 
das Spitzenschuhhandwerk hierzu-
lande fast ausgestorben ist, fehlen 
Partner in der Wirtschaft. »Wir hof-
fen, dass es uns dennoch gelingt, 
den ’Backbone Shank’ mit deutschen 
Förderern und Firmen zu realisieren«, 
meint die Tänzerin. Allein für die Her-
stellung der nötigen Spritzgusswerk-
zeuge wären einige Zehntausend Eu-
ro nötig, schätzt der Entwickler. Doch 
glauben beide fest daran, dass sich 
ihr Ziel verwirklichen lässt. Er ist ja 
auch zu faszinierend, der Traum von 
der kompromisslosen »halben Spit-
ze«.� Helma Nehrlich

Literatur-Tipp: Angela Reinhardt: Der pas-
sende Spitzenschuh. Tipps und Tricks für 
Kauf, Tuning, Pflege. Henschel-Verlag Ber-
lin, 3. Auflage 2012, 112 Seiten, 19,90 Euro, 
ISBN: 978-89487-525-1

Angela Reinhardt und Mike-Martin Robacki hinter Schuhbergen: Der Prototyp könnte produziert werden�
� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Halbe Spitze 
Schwierig: Ballettschuh revolutionieren

Landesverband 

B e r l i n - 
B r a n d e n b u r g

Weit über 2.000 Paar Spitzen-
tanzschuhe hat Angela Rein-

hardt bisher für sich zugerichtet, ge-
tragen und verschlissen. Als Ballett-
schülerin, als Solistin und Erste So-
lotänzerin des Balletts an der Komi-
schen Oper bis zwei Jahre vor dessen 
Schließung 2004, seither als frei-
schaffende Tänzerin und Dozentin. 
Sie kennt sich aus mit dem meist pas-
tellfarbenen, seidig glänzenden Schuh-
werk, das aufwändig gebunden wird 
und eine Tänzerin bei ihren kunst-
vollen Bewegungen unterstützt, spe-
ziell beim »auf der Spitze stehen«. 
Die eingearbeitete Kappe hilft, das 
Körpergewicht auf kleinster Fläche 
auszubalancieren. Solch ein Schuh 
wird hoch beansprucht, muss in Vor-
stellungen mitunter mehrfach ge-
wechselt werden, soll immer elegant 
und federleicht aussehen. Dennoch 
hat Angela Reinhardt ihr ganzes Tän-
zerinnen-Leben mit solchen Schuhen 
»gekämpft«. Inzwischen beherrscht 
sie es perfekt, sie so zu bearbeiten, 
dass sie sich optimal an ihre Füße 
anpassen, ihren Dienst tun und doch 
möglichst lange halten. Die Ballerina, 
die als Tanzpädagogin Workshops 
gibt, hat gar einen speziellen Ratge-
ber über den »passenden Spitzen-
schuh« geschrieben, der Anfänge-
rinnen und Profikolleginnen Tipps 
fürs nötige Schuh-Tuning gibt. Da 
wird geklopft, eingeklemmt, gebo-
gen, gar gebrochen, geknetet, ge-
wässert, lackversteift, durchstochen, 

Spitzenschuhe werden in etwa hun-
dert Arbeitsschritten aufwändig ge-
fertigt – aus Leder, Leinen, Pappma-
ché-Ledergemischen und Satin. Noch 
bis vor etwa zehn Jahren wurden Bal-
lettschuhe auch in den Werkstätten 
der Deutschen Staatsoper in Handar-
beit hergestellt. Mittlerweile versor-
gen sich Ensembles und Tänzerinnen 
in Ballett-Shops oder über das Inter-
net. Es gibt einige Marken-Hersteller, 
die jährlich jeweils 150.000 bis 
400.000 Paare auf den Weltmarkt 
bringen. Die Preise variieren von 40 
bis 95 Euro. Zwar wurden Spitzen-
tanzschuhe im Laufe ihrer fast 
200-jährigen Geschichte in Details 
verbessert, ihr Grundaufbau steht je-
doch seit Generationen nahezu fest.

Wissenswert
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reicht vorn und hinten nicht? Beant-
wortet werden Fragen rund um das 
Leben als Selbstständige mit Arbeits-
losengeld II: Einkommensanrech-
nung – was sind notwendige Aus-
gaben, welche Rolle spielt die Selbst-
einschätzung? Dazu Einstiegsgeld, 
Zuschüsse, Darlehen, Arbeitslosen-
versicherung, KSK. Änderungen 
durch neue Antragsformulare, neue 
Urteile… Seminar kostenlos für ver.di-
Mitglieder, Nichtmitglieder 30 Euro 
(ohne Verpflegung) Anmeldung bis 
11.10., Anmeldeformular auf www.
verdi-bb.de/Seminare. 

Soziale Medien: »Vom Anfänger 
zum Experten« 29.-31.10. Seminar 
der Evangelischen Journalistenschu-
le (EJS) in Berlin, Leitung Peter Ber-
ger. Themen u.a. Arbeit mit Twitter, 
Facebook & Co. Texten für Social Me-
dia, Strategien für Unternehmen und 
PR Agenturen, Möglichkeiten der 
Netzwerke… Teilnahmegebühr: 385 
Euro, EJS Absolventen und Teilneh-
mer ehemaliger Volontärs-Kompakt-
kurse erhalten 20 Prozent Rabatt. 
Anmeldeschluss 18.10. Anmeldung: 
Dagmar Lopes, Tel. 030/310011200, 
dlopes@ev-journalistenschule.de

EJS Social-Media-Seminar für Fort-
geschrittene: »Es muss nicht immer 
Facebook sein« 25. und 26.11., An-
meldeschluss: 15. November, Teil
nahmegebühr 280 Euro. Ort: EJS, Je-
bensstr. 3, direkt hinter Bahnhof Zoo, 
10623 Berlin, jeweils von 9-17 Uhr
Anmeldung: Dagmar Lopes, Tel. 
030/310011200, dlopes@ev-journa-
listenschule.de

	 A kt i ve  E r w e r b s lo s e

Die Erwerbslosen von ver.di Berlin 
treffen sich jeden 2. und 4. Don
nerstag, 17.30 Uhr, Köpenicker Str. 
30. Kontakt: Claudia Spreen, Tel.: 030 
/ 626 62 45, claudia.spreen@verdi-
berlin.de und Martin Flamm, martin.
flamm@verdi-berlin.de

	 Verlage, Druck & Papier

Mitgliederoffene Vorstandsitzun-
gen an jedem zweiten Mittwoch im 
Monat, die nächsten am 9.10. und 
13.11. um 17 Uhr, MedienGalerie, 
Haus der Buchdrucker, Dudenstr. 10, 
10965 Berlin.

	 L i t e r atu r

VS Berlin: 18. 10. Info-Veranstal-
tung für VS-Mitglieder »Chancen 
und Risiken bei Facebook & Co«. 
Welche Kommunikationsinfrastruk-

denstraße 10, 10965 Berlin, zum The-
ma »Bildende Kunst in Krisenzeiten«

	 Th e at e r  &  B ü h n e

Vorstandssitzungen FG 10: ge-
schäftsführender V. (gf), erweiterter 
V. (ew). Nächste Termine: 28.10. (gf), 
15-17 Uhr, R.1.12; 25.11. (ew), 16-
18 Uhr, R Z12; 16.12. (gf), 14-17 Uhr, 
R 5.12. ver.di Landesbezirk, Köpeni-
cker Str. 30, 10179 Berlin. Infos: 
030/88665412

	 Ve r s c h i e d e n e s

Ökostrom: Ab sofort können ver.di 
Mitglieder und ihre Angehörigen 
atomstromfrei und CO2-frei erzeug-
ten Ökostrom zu deutlichen Preis-
vorteilen beziehen: ein Jahr lang 
zehn Prozent auf den Grund- und 
Arbeitspreis für Neukunden und drei 
Prozent Rabatt im Folgejahr. Partner
unternehmen ist die Entega Privat-
kunden GmbH und Co KG. Infos zum 
unkomplizierten Wechsel: www.ver-
di-mitgliederservice.de/entega

tur benötigen wir angesichts von 
Prism und Tempora? 15 bis 17 Uhr, 
ver.di Gebäude, Köpenicker Str. 30, 
10179 Berlin, Anmeldungen bis 14. 
Oktober christine.obst@verdi.de, Tel. 
030/8866-5402

Mitgliederversammlung VS Berlin: 
7. November, 17 Uhr, ver.di-Gebäu-
de, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin, 
Raum 6.06

VS-Stammtisch: Jeden ersten Don-
nerstag im Monat im »Terzo Mondo«, 
ab 19 Uhr, Grolmannstr. 28, zwei Mi-
nuten vom U-Bhf. Uhlandstraße (U 15) 
und vom S-Bhf. Savignyplatz entfernt. 

Anthologie »Kindheit«: Der VS-
Landesverband Brandenburg plant 
für 2014 eine neue, dritte Anthologie 
– diesmal zum Generalthema »Kind-
heit«. Gemeint ist erlebte, beobach-
tete oder fiktive Kindheit. Die ge-
dachten Adressaten sind Erwachsene. 
Literarische Formen: Kurzprosa, Lyrik 
und, falls in der Kürze möglich, Dra-
matik. Die Länge sollte sieben Norm-
seiten nicht überschreiten. Für die 
Anthologie wird ein einfaches Nut-
zungsrecht übertragen. Alle anderen 
Rechte bleiben bei den Urhebern. 
Vielfalt der Handschriften, Zeitebe-
nen und Betrachtungsweisen ist ge-
wünscht. Autoren aus Brandenburg 
können ihre Beiträge bis zum 15.12.
per E-Mail einsenden mit dem Betreff 
»Kindheit« an till.sailer@t-online.de. 

	 S e n i o r e n

Vorstandssitzungen 7.10. und 
29.11., Mitgliederversammlungen 
21.10. und 16.12., jeweils ver.di Lan-
desbezirk, Köpenicker Str. 30, 10179 
Berlin

ADN-Senioren: Am letzten Montag 
jedes Monats (außer Dezember) um 
14 Uhr in der Begegnungsstätte der 
Volkssolidarität, Torstr. 203-206, 
10115 Berlin. 

»Alte-Barden-Runde«: Jeden zwei
ten und vierten Mittwoch im Monat 
um 15 Uhr im Restaurant »Alter 
Krug«. Dahlem, Königin-Luise-Str. 
52, 14195 Berlin.

Querköppe: Online-Zeitung der ver.di
-Senioren unter http://medien-kunst-
industrie.bb.verdi.de/seniorinnen.

	 B i l d e n d e  Ku n st

Mitgliederversammlung, 22.10. 
ab 17 Uhr, in der MedienGalerie, Du-

	 M e d i e n G a l e r i e

Krisen Zeiten Ausstellung der Fach-
gruppe Bildende Kunst vom 20. Sep-
tember bis 31. Oktober. Die mittler-
weile 7. Fachgruppenausstellung 
zeigt Arbeiten von 12 Künstlerinnen 
und Künstlern zu politischen, exis-
tenziellen und persönlichen Krisen: 
Holzskulpturen, eine Installation, Ma-
lereien, Ölgemälde, Zeichnungen, 
Foto. Weit gefächert bieten sie dem 
Betrachter einen großen Interpreta-
tionsspielraum. MedienGalerie, Haus 
der Buchdrucker, Dudenstr. 10, 10965 
Berlin, www.mediengalerie.org

Die Vergangenheit ist nicht tot, sie 
ist nicht einmal vergangen. Der 11. 
September1973 in Chile. Fotos: José 
Giribás, Oscar Navarro Pereira, San-
tiago Oyarzo Perez. 5.11. bis Januar 
2014, Eröffnung: 5.11., 18 Uhr. Ver-
anstaltung am 15.11., 18 Uhr. Film-
vorführung: Stadt der Fotografen. 
Dokumentarfilm von Sebastian Mo-
reno, Chile 2006. Anschließend Ge-
spräch mit José Giribás

Sein und Bewusstsein. Ausstellung 
der Bundes- und Landes- FG Bilden-
de Kunst. 30.9. bis 30.10. ver.di Bun-
desverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 
10, 10179 Berlin, werktags von 10 
bis 18 Uhr 

	 S e m i n a r e

Existenzgründung für Journalis-
ten, Medienberufler und Künstler, 
29. Oktober: Freiberufliche Existenz, 
Chancen und Risiken der Selbstän-
digkeit. Für bereits erfolgte Grün-
dungen kann das Seminar zur Über-
prüfung der Entscheidungen dienen. 
Schwerpunkte: Existenzgründung 
aus Arbeitslosigkeit, Förderungs-
möglichkeiten, Anmeldeformalia, so-
ziale Absicherung (KSK), betriebs-
wirtschaftliche Aspekte. Referent: B. 
Hubatschek, MKK Consult. Zeit und 
Ort: 9.30 bis 16.30 Uhr im Raum 2.12, 
Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin. An-
meldung: andreas.koehn@verdi.de, 
Gebühren: ver.di-Mitglieder 13 Euro, 
Nichtmitglieder 60 Euro.

Selbstständige: Seminar vom 22. 
– 23.10. Selbstständig, aber das Geld 
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Fotografieren in allen Lebenslagen� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Arbeit für weniger Geld, immer wenn 
ein neuer Chef kam.« 

Dass Markus auf Loyalität zum 
Haus verpflichtet und ausschließlich 
für dieses tätig war, bestätigt MAZ-
Betriebsratsvorsitzende Karin Wag-
ner. »In der Redaktion gab es auch 
keinen Ersatz für ihn.«

Mit der Ausgründung ginge jetzt 
ein radikaler Personalabbau einher. 
Ein noch guter Altersteilzeit-Tarifver-
trag sichere Älteren relativ soziales 
Ausscheiden. Aber in den neuen Re-
gionalverlagen – in denen am News
desk vernetzt gearbeitet wird – wür-
den nur wenige feste Stellen beste-
hen bleiben und es gäbe auch keine 
Tarifbindung. »Für die Redakteurin-
nen und Redakteure heißt das noch 
mehr Leistungsdruck. Und Freie, die 
einen Teil der regionalen Berichter-
stattung abdecken müssen, werden 
miserabel bezahlt«, so die MAZ-Be-
triebsratschefin. 

Der Praxis sei laut Markus bereits 
zu entnehmen, wie Bilder künftig 
entstehen: Den Redakteurinnen und 
Redakteuren werden Kameras in die 
Hand gedrückt, und sie machen die 

Fotos »nebenbei« zum Text. Für den 
Profifotografen blieben dann viel-
leicht zwei bis drei Bilder pro Tag, die 
jeweils mit 20 Euro entlohnt werden. 
»Wer kann von solchen Einkünften 
leben, zumal alle Kosten selbst getra-

gen werden müssen«, fragt Markus. 
Von der Qualität solcher Schnellschüs-
se ganz zu schweigen. Allzu viele 
neue Arbeitsmöglichkeiten tun sich 
in seiner ländlichen Region nicht auf.

In der Klage sieht Markus die ein-
zige Chance, seine Rechte zu wah-
ren. Auch eine Umschulung könnte 
er sich vorstellen, für Optionen der 
Verlagsgesellschaft in alle Richtun-
gen ist er offen. »Ich muss es einfach 
versuchen. Denn ich kann nicht alles 
noch weiter herunter fahren.« Was 
eine angesetzte Schlichtungsver-
handlung Anfang Oktober ergeben 
wird, weiß er noch nicht. »Aber ich 
will nicht aufgeben.« �B. Erdmann

A l l e s  w a s  R e c h t  i s t

Er ist der Mann für alle Fälle. Bild-
reporter Markus Q. (Name geän-

dert) fotografiert seit 23 Jahren in 
einer Lokalredaktion der Märkischen 
Allgemeinen Zeitung alles, was für 
die regionale Berichterstattung an-
liegt: Ausstellungseröffnungen, Stadt- 
und Landleben, Bürgeraktionen, Po-
litikertermine, Polizeieinsätze und vor 
allem Sport. Die lokal wichtigen Spie-
le und Wettbewerbe finden vorzugs-
weise an Wochenenden und zu 
überschneidenden Terminen statt… 
Die Bilder sind immer sofort zu lie-
fern und ins Redaktionssystem ein-
zuspielen. Auf 200 bis 300 Abdrucke 
bringt er es pro Monat. Markus muss 
schnell und ausgesprochen flexibel 
sein, all diese Anforderungen unter 
einen Hut zu bringen. Terminverle-
gungen oder Terminabsagen: un-
möglich. Termine für andere Auftrag-
geber: ebenfalls. »Ich war rund um 
die Uhr eingespannt.« Denn in der 
Lokalredaktion ist er praktisch der 
einzige Fotograf – mit täglicher An-
wesenheitspflicht in der Redaktion 
und auf Abruf, außer an seinen bei-
den freien Tagen Montag und Diens-
tag. Er arbeitet für ein monatliches 
Pauschalhonorar, von dem er – nicht 
üppig – immerhin leben und seine 
Technik bezahlen kann. Das ist Ver-
gangenheit.

Mit Auslagerung der 13 Lokalre-
daktionen und ihrer Fusion in vier 
eigenständige Regionalverlage zum 

1. September bekam Markus Q. ein 
lakonisches Schreiben der MAZ-Per-
sonalleitung, in dem sein Vertrag über 
freie Mitarbeit zum Jahresende ge-
kündigt wird. Für eine weitere Zu-
sammenarbeit, so die vage Offerte, 
werde der neue Regionalverlagsleiter 
sich mit ihm in Verbindung setzen. 
(Bis zu Redaktionsschluss des Sprach-
rohrs war das noch nicht passiert.)

Markus aber wartet nicht nur ab, 
er wehrt sich. Mit Hilfe von ver.di hat 
er eine Klage beim Arbeitsgericht ein-
gereicht. In der soll festgestellt wer-
den, dass das freie Arbeitsverhältnis 
des Fotografen aufgrund seiner nicht 
selbst wählbaren und beeinflussba-
ren Konditionen dem eines Festan-
gestellten entspricht – und demzu-
folge fortbesteht. Zur Arbeitnehmer-
eigenschaft von Fotografen liegt 
höchstrichterliche BAG-Rechtspre-
chung vor. Aufgrund dieser persön-
lichen Abhängigkeit müsse, so argu-
mentieren Markus Anwälte, das 
Kündigungsschutzgesetz Anwen-
dung finden. Dazu sei zudem eine 
Sozialauswahl zu treffen. 

Aufgrund eines allgemeinen Wei-
terbeschäftigungsanspruches fordert 
Markus, zu den gleichen Konditio-
nen weiterarbeiten zu können. Die 
waren, so erinnert er sich, sowieso 
schon kontinuierlich schlechter ge-
worden. Zehn Prozent Honorarabzug 
bei steigender Abdruckzahl musste 
er bereits akzeptieren, »immer mehr 

Ich will nicht aufgeben
Fotografen bei Fusionen auf der Abschussliste

Chance, die eigenen 

Rechte zu wahren

anzeige

Der aktuelle Presseausweis 2013 steckt in den Taschen zehntausender professio
neller JournalistInnen. Immer griffbereit. Denn er legitimiert gegenüber Behörden, 
Veranstaltern und Polizisten. Bei Akkreditierungen, Recherchen vor Ort, bei politi
schen und sportlichen Großereignissen, in Archiven und Unternehmen. Er weist 
die Inhaber als hauptberuflich tätige JournalistInnen aus. Er hilft ihnen weiter.

Presseausweise bei ver.di Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin, 
Tel. 030 / 88 66-54 20, Mo./Di. 9 – 16.30, Mi. 9 – 14.30, Do. 9 – 17 Uhr; www.dju-berlinbb.de

Lassen Sie sich nichts vormachen. 
Profis recherchieren mit Presseausweis.
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Zeitungen ab 2014 nur noch virtuell.


